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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Cem 
Özdemir 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Gesprächsinhalte und ggf. -ergebnisse, 
insbesondere hinsichtlich der Frage der doppel- 
ten Staatsangehörigkeit, waren Gegenstand der 
Begegnung des türkischen Ministerpräsidenten 
Mesut Yilmaz und des Bundeskanzlers Dr. Hel- 
mut Kohl? 


Antwort des Staatsministers Anton Pfeifer 
vom 25. Juni 1996 


Über das Gespräch des Bundeskanzlers mit dem türkischen Ministerpräsi- 
denten Mesut Yilmaz am 17. Mai 1996 in Bonn hat der Sprecher der Bun- 
desregierung eine ausführliche Pressemitteilung veröffentlicht. 

Es ist nicht üblich, darüber hinausgehende Verlautbarungen zum Inhalt 
vertraulicher Gespräche abzugeben. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


2 . 


Abgeordnete 

Katrin 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Welche konkreten Vorstellungen in bezug auf 
Substanz und Zielsetzung hat die Bundesregie- 
rung von jenem, in zahlreichen öffentlichen Ver- 
lautbarungen - letztmalig wieder von Bundes- 
kanzler Dr. Helmut Kohl im Rahmen der jüngsten 
Sitzung des Nordatlantischen Kooperationsrats in 
Berlin - angesprochenen besonderen Verhältnis 
zu Rußland, das auf eine eigene Charta (Stich- 
wort: Sicherheitscharta für Europa) gegründet 
werden soll? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 21. Juni 1996 


Rußland hat sich im Juni 1994 dem Programm der Partnerschaft für den 
Frieden (PfP) angeschlossen. Dem Gewicht Rußlands Rechnung tragend, 
wurde zeitgleich vereinbart, eine Zusammenarbeit „über PfP hinaus" auf- 
zunehmen. Die NATO hat bei ihrem Außenministerrat in Noordwijk am 
30. Mai 1995 Rußland einen Dialog über die künftige Gestaltung der 
Beziehungen angeboten. Ziel ist es, Rußland in die neue Sicherheitsarchi- 
tektur in Europa einzubeziehen. 


1 



Drucksache 13/5145 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Die Bundesregierung hat im Kreise der NATO-Partner den Gedanken ein- 
gebracht, der Sicherheitspartnerschaft zwischen NATO und Rußland die 
Form einer Charta zu geben. Inhalt einer solchen Charta könnten ein 
gegenseitiger Gewaltverzicht sein und die Vereinbarung einer institutio- 
nalisierten militärischen und politischen Abstimmung und Zusammenar- 
beit in allen sicherheitsrelevanten Fragen. Im Vordergrund stünden u. a. 
gemeinsame Friedenssicherung, Abrüstung und Nichtverbreitung. 


3. Abgeordnete 

Katrin 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


In welchem Stadium befindet sich gegenwärtig 
die Erarbeitung eines solchen Vertragswerks, 
und in welcher Frist wird die Bundesregierung 
ggf. den Entwurf eines derartigen Dokuments 
vorlegen können? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 21. Juni 1996 

Die NATO hat Rußland im September 1995 den Entwurf eines Rahmen- 
dokuments für die Beziehungen NATO - Rußland übermittelt. In diesem 
Dokument werden die Ziele, Grundlagen und Modalitäten einer vertieften 
Kooperation im Bereich der Sicherheitspolitik skizziert mit dem Ziel, eine 
stabile und dauerhafte Partnerschaft zu entwickeln. Deutschland hat 
wesentlich zur Formulierung dieses Entwurfs beigetragen. 

Bisher hat Rußland keine offizielle Stellungnahme zu diesem Dokument 
abgegeben. Bei den Gesprächen am Rande des Nordatlantischen Koope- 
rationsrates in Berhn Anfang des Monats wurde jedoch deutlich, daß Ruß- 
land bereit ist, die Beziehungen zur NATO auszubauen. Die NATO wird 
ihre Bemühungen, mit Rußland ein solches Dokument zu vereinbaren, 
nach den russischen Wahlen wieder aufnehmen. Die Bundesregierung 
setzt sich nachdrücklich für diese Politik ein. 


4. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob es bei der 
anläßlich des 50jährigen Thronjubiläums des 
thailändischen Königs Bhumibol ausgesproche- 
nen Amnestie auch Entlassungen und Strafredu- 
zierungen für deutsche Staatsbürger, die in thai- 
ländischen Gefängnissen inhaftiert sind, gege- 
ben hat, und wenn ja, in welchem Umfang? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 21. Juni 1996 

Anläßlich des 50jährigen Thronjubiläums des thailändischen Königs 
bereiten die thailändischen Behörden gegenwärtig eine umfangreiche 
Amnestie von Straftätern vor, die Entlassungen aus dem Gefängnis und 
Reduzierungen von Haftstrafen vorsieht. 

Folgende Grundzüge der Amnestie sind bislang bekanntgeworden; 

Aus der Haft entlassen werden sollen rechtskräftig verurteilte Straftäter 
über 60 Jahre, die mindestens fünf Jahre bzw. ein Drittel der Gesamtstrafe, 
schwangere Frauen sowie Ersttäter unter 20 Jahren, die mindestens die 
Hälfte ihrer Gesamtstrafe verbüßt haben. Des weiteren sollen Ersttäter mit 
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ausgezeichneter Führung, die zu einer Strafe von weniger als zwei Jahren 
verurteilt wurden, Blinde, Schwerbehinderte und an Krebs, Lepra sowie 
anderen schweren Erkrankungen leidende Strafgefangene entlassen 
werden. 

Eine zeitliche Reduzierung der Haftstrafe ist für alle Strafgefangenen nach 
Maßgabe der jeweiligen Führung vorgesehen. Die Reduzierung beträgt 
bei Drogendelikten ein Neuntel bis ein Viertel. Bei den anderen Straf- 
tätern soll eine Strafminderung von einem Siebtel bis zur Halbierung der 
Strafe eintreten. 

Informationen über zu amnestierende deutsche Staatsangehörige liegen 
der Bundesregierung noch nicht vor. 

Da jeder Einzelfall von der thailändischen Gefängnisverwaltung geprüft 
und entschieden werden muß, ist davon auszugehen, daß die Umsetzung 
der Amnestie noch geraume Zeit in Anspruch nehmen wird. Die deutsche 
Botschaft in Bangkok hat sich bereits mit den thailändischen Behörden in 
Verbindung gesetzt und wird sich weiterhin um konkrete Informationen 
bemühen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


5. Abgeordneter 

Roland 

Sauer 

(Stuttgart) 

(CDU/CSU) 


Wie ist der aktuelle Stand der Maßnahmen zur 
Umsetzung der in Kapitel 6 des Schengener 
Abkommens vorgesehenen Harmonisierung der 
Rauschgiftpolitik der Vertragsstaaten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 27. Juni 1996 


Eine Harmonisierung des Drogenrechts war unter den Schengen-Partnern 
bei den Verhandlungen zum Schengener Durchführungsübereinkommen 
(SDÜ) nicht erreichbar und ist deshalb in den Artikeln 71 ff. SDÜ auch 
nicht vorgesehen. Die Vertragsparteien haben sich in Artikel 71 Abs. 1 
SDÜ vielmehr verpflichtet, alle Maßnahmen zu ergreifen, die zur Unter- 
bindung des unerlaubten Handels mit Betäubungsmittel erforderlich sind. 
Insbesondere die Ausfuhr aller Arten von Betäubungsmitteln einschl. 
Cannabis-Produkten ist mit verwaltungsrechtlichen und strafrechtlichen 
Mitteln zu unterbinden. Der niederländische Vorsitz in der Schengen- 
Arbeitsgruppe „Betäubungsmittel" hat im März 1996 ein Programm für 
kurz- und mittelfristige Maßnahmen zur Bekämpfung des illegalen 
Drogenhandels vorgelegt, das auch vom Exekutivausschuß beschlossen 
worden ist. In diesem Programm werden insbesondere Maßnahmen zur 
Verbesserung der Zusammenarbeit der zuständigen Strafverfolgungsbe- 
hörden bei der Bekämpfung der Betäubungsmittelkriminalität vereinbart. 
Dies umfaßt insbesondere Maßnahmen gegen den Drogentourismus, 
einen verbesserten regionalen Informationsaustausch, gemeinsame Risi- 
koanalysen an den Außengrenzen sowie die Durchführung gemeinsamer 
operativer Maßnahmen. Dieses Programm soll im Laufe des Jahres 1996 
umgesetzt werden. 
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6. Abgeordneter 

Roland 

Sauer 

(Stuttgart) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, daß 
die niederländische Drogenpolitik die innere 
Sicherheit der europäischen Nachbarstaaten 
gefährden könnte, und welche Maßnahmen be- 
absichtigt die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang, um einer möglichen Rauschgift- 
schwemme aus den Niederlanden zu begegnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 27. Juni 1996 


Die Niederlande nehmen sowohl hinsichtlich der Herkunft einzelner Dro- 
genarten (Cannabis, LSD und Amphetamine) als auch im Bereich. der 
Durchfuhr (Kokain, Heroin) als Nachbarstaat Deutschlands eine heraus- 
gehobene Stellung ein. Im Jahre 1995 stammte je nach Rauschgiftart bei 
60% bis 80% aller in Deutschland registrierten Sicherstellungsfälle mit 
bekannter Herkunft das Rauschgift aus den Niederlanden. Derartige Aus- 
wirkungen auf die Nachbarstaaten lassen sich auch für Belgien und 
Frankreich feststellen. Damit stellt die niederländische Drogenpolitik ein 
erhebliches Gefährdungspotential für die innere Sicherheit der Nachbar- 
staaten dar. Alle Nachbarstaaten einschließlich Frankreich drängen die 
Niederlande bereits seit längerem zu einer Änderung ihrer Drogenpolitik, 
insbesondere auf die Unterbindung der Auswirkungen dieser Politik auf 
die Schengen-Partner. 

Die Einhaltung dieser Verpflichtungen aus dem SDÜ wurde gegenüber 
den Niederlanden auch von Deutschland in der Vergangenheit wiederholt 
angemahnt. Um die Auswirkungen der Drogenpolitik der Niederlande zu 
reduzieren, erschien Deutschland wie auch Frankreich, die Verbesserung 
der Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbehörden essentiell. 

So wurde im April dieses Jahres zwischen Deutschland und den Nieder- 
landen im Bereich der Polizei-, Zoll- und Grenzschutzbehörden eine Ver- 
besserung der Zusammenarbeit bei der Drogenbekämpfung vereinbart. 
Im Rahmen eines integrierten Konzepts unter Einbindung aller Kräfte der 
Polizei (Bund und Länder), des Zolls und der Grenzschutzbehörden sollten 
eine Vielzahl von Maßnahmen wie z. B. die Bekämpfung der syntheti- 
schen Drogen, Kontrollen im Bereich des Drogentourismus, die Kontrolle 
der Vorläufersubstanzen und die Möglichkeit gemeinsamer operativer 
Maßnahmen geprüft werden. Bei der Umsetzung dieser Maßnahmen wird 
die Kooperationsbereitschaft der niederländischen Seite mit großer Auf- 
merksamkeit zu verfolgen sein. Eine Bewertung der erzielten Ergebnisse 
ist binnen Jahresfrist vorgesehen. 


7. Abgeordneter 

Siegfried 

Vergin 

(SPD) 


Befürwortet die Bundesregierung eine Verstär- 
kung der internationalen polizeilichen Zusam- 
menarbeit zur wirksameren Bekämpfung der 
Gewalt in den europäischen Fußballstadien? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 25. Juni 1996 


Die Bundesregierung befürwortet eine solche verstärkte Zusammenarbeit 
und wirkt in den EU-Gremien (Justiz und Inneres) aktiv darauf hin. 
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Treffen in diesem Zusammenhang Meldungen zu 
(s. Süddeutsche Zeitung vom 7. Juni 1996), daß 
deutsche Polizisten, als Fans getarnt, ihre Lands- 
leute zur Fußball-Europameisterschaft 1996 in 
Großbritannien begleitet haben, um potentielle 
Gefahren rechtzeitig zu erkennen, und welche 
anderen Maßnahmen unternimmt die Bundes- 
regierung im Rahmen einer internationalen 
sportlichen und polizeilichen Zusammenarbeit 
zur wirksameren Bekämpfung der Gewalt in den 
europäischen Fußballstadien? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 25. Juni 1996 

Auf Bitten der Regierung des Vereinigten Königreichs wurden für die 
Dauer der Fußball-Europameisterschaft Verbindungsbeamte der deut- 
schen Polizei nach England entsandt, die ihre britischen Kollegen bei der 
Verhinderung von Ausschreitungen beraten und unterstützen. Eine 
Tarnung als Fans ist für diese Aufgabe ausdrücklich nicht vorgesehen und 
der Bundesregierung auch nicht bekanntgeworden. 

Im Rahmen der EU-Gremien arbeitet die Bundesregierung mit den Mit- 
gliedstaaten an Konzepten zur gemeinsamen Abwehr von Gewalt bei 
Sportveranstaltungen. 


8. Abgeordneter 

Siegfried 

Vergin 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung davon Kenntnis, daß 
der deutsch-lettische Staatsangehörige Joachim 
Siegerist (DIE WELT vom 4. Juni 1996), der zu- 
gleich Vorsitzender der rechts extremen „Deut- 
schen Konservativen e.V." in Hamburg und 
Abgeordneter des lettischen Parlaments ist, in 
Lettland eine „Schulungs- und Begegnungs- 
stätte" für seine deutschen und europäischen 
Gesinnungsgenossen errichten will, für deren 
Bau er in Deutschland um Spenden wirbt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 25. Juni 1996 

Dem Bundesamt für Verfassungsschutz liegt das von Joachim Siegerist 
Unterzeichnete Rundschreiben der „Deutschen Konservativen e.V." vom 
30. Oktober 1995 vor, in dem dieser über den Kauf eines Grundstücks in 
Lettland berichtet und für dessen Ausbau als „Schulungs- und Begeg- 
nungsstätte'' um Spenden bittet. 


9. Abgeordneter 

Siegfried 

Vergin 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


10. Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 

(SPD) 


Was versteht die Bundesregierung unter „einer 
befriedigenden Lösung der noch offenen Fragen" 
(Information des Bundesministeriums der Justiz 
„Recht" vom 7. Juni 1996) in bezug auf den 
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Entwurf der Bioethik-Konvention des Europara- 
tes, und welche Punkte hält die Bundesregierung 
für nicht zustimmungsfähig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 21. Juni 1996 


Fragen, die bisher bei den Beratungen des Konventionsentwurfs - der im 
übrigen inzwischen die Kurzbezeichnung „Menschenrechts- und Bio- 
medizin-Übereinkommen" erhalten hat - nicht befriedigend gelöst wer- 
den konnten, sind nach Auffassung der Bundesregierung vor allem bei 

- der hinter dem deutschen Kindschafts-, Vormundschafts- und Betreu- 
ungsrecht sowie hinter dem Arzneimittelrecht zurückbleibenden Rege- 
lung über den Schutz einwilligungsunfähiger Personen bei Forschung, 
die ihnen selbst nicht unmittelbar nützt (jetzt Artikel 17 Abs. 2 des Ent- 
wurfs) und 

- der aus deutscher Sicht entbehrlichen Regelung, nach der eine an einer 
schwerwiegenden geistigen Störung leidende Person ohne ihre Einwil- 
ligung wegen dieser Störung behandelt werden kann, wenn andern- 
falls eine ernstliche Gefährdung ihrer Gesundheit wahrscheinlich 
erscheint (jetzt Artikel 7 des Entwurfs) 

offengeblieben. 


11. Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, sollten 
die deutschen Vorstellungen zur Bioethik-Kon- 
vention des Europarates durch den Vertreter im 
Lenkungsausschuß nicht durchgesetzt werden 
können, und sieht die Bundesregierung dann 
weitere Möglichkeiten der internationalen Ein- 
flußnahme? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 21. Juni 1996 


Die nächstliegende Möglichkeit für internationale Einflußnahmen bietet 
sich dar, wenn der Übereinkommensentwurf demnächst der Parlamen- 
tarischen Versammlung des Europarates zur Stellungnahme vorliegt. Bei 
den Beratungen in diesem Gremium können die deutschen Vorstellun- 
gen, die im Lenkungsausschuß für Bioethik bisher nicht haben durchge- 
setzt werden können, zum Gegenstand der Beratungen gemacht werden. 
Ferner stehen dann noch die Beratungen im Ministerkomitee aus, bei 
denen zu entscheiden ist, ob das Übereinkommen in der vorliegenden 
Fassung zur Zeichnung aufgelegt werden kann. 


12. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Bestehen innerhalb der Bundesregierung - ins- 
besondere zwischen dem Bundesministerium der 
Justiz und dem Bundesministerium der Finan- 
zen - unterschiedliche Auffassungen über die 
Auslegung von § 10 Abs. 2 Vermögensgesetz, 
und wenn ja, welcher Art? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 20. Juni 1996 

Die Auslegung und Anwendung des Vermögensgesetzes obliegen in 
erster Linie den dafür zuständigen Landesbehörden, die insoweit grund- 
sätzlich keinen fachlichen Weisungen von seiten der Bundesregierung 
unterliegen. Im Streitfall entscheiden die Gerichte, die nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen sind. Ob 
und inwieweit von den beteiligten Bundesministerien zu den einzelnen 
Detailfragen des Vermögensgesetzes unterschiedliche Ansichten vertre- 
ten werden, ist unter diesen Umständen nicht von praktischer Relevanz 
und stellt angesichts der im restitutionsrechtlichen Schrifttum auch im 
übrigen anzutreffenden Meinungsvielfalt nichts Ungewöhnliches dar. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


Aus welchen Gründen wurde im Haushaltsent- 
wurf 1996 die Ersatzbeschaffung eines Großrech- 
ners für das Bundesamt für Finanzen als unver- 
zichtbar bezeichnet, und welche Auswirkungen 
hat die jetzt durch Haushaltssperre verfügte 
Streichung des Erwerbs von Datenverarbeitungs- 
anlagen beim Bundesamt für Finanzen für die 
Kontrolle von Besteuerungsverfahren (z.B. Zins- 
abschlagsverfahren, Umsatzsteuer-Kontrollver- 
f ähren, Zahlungsaufschub u.a.), insbesondere 
auch im Hinblick auf das Steueraufkommen? 

Antwort der Parlaihentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 25. Juni 1996 

Die Leistungskapazität des beim Bundesamt für Finanzen eingesetzten 
Großrechners reichte für die stetig steigenden Anforderungen in den letz- 
ten Jahren gerade noch aus. Dazu wurde zuletzt 1994 eine wirtschaftlich 
zweckmäßige und vertretbare Aufrüstung vorgenommen. 

Zusätzliche Kapazitätserweiterungen sind technisch nicht mehr möglich. 
Um der weiteren Aufgabenzunahme und damit dem zu verarbeitenden 
wachsenden Datenbestand Rechnung tragen zu können, ist die Ersatz- 
beschaffung 1996 nunmehr unumgänglich. 

Die europaweite Ausschreibung ist erfolgt. Die Angebote werden derzeit 
ausgewertet. Danach wird der benötigte Betrag entsperrt. Negative Aus- 
wirkungen auf das Steueraufkommen entstehen deshalb nicht. 


13. Abgeordneter 

Karl 

Diller 

(SPD) 


14. Abgeordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Ist es richtig, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Luxemburg gegen die Streichung durch 
die EU-Kommission der steuerlichen Abschrei- 
bungsvorteile für Flugzeuge nach Artikel 82 f der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
(EStDV) klagt, und wie hoch sind die dadurch 
jährlich zu erwartenden Mehreinnahmen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 20. Juni 1996 


Die Europäische Kommission hat am 29. November 1995 und am 13. März 
1996 die Sonderabschreibungen für Flugzeuge nach § 82 f EStDV als mit 
dem Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfe untersagt. Die Bundes- 
regierung hat diese Entscheidungen vor dem Europäischen Gerichtshof 
angefochten. Mehreinnahmen sind dadurch nicht zu erwarten. 


15. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Wie lautet die Antwort der Bundesregierung auf 
Frage 15 in Drucksache 13/4819 zu den Dek- 
kungsquoten des Gesamthaushalts bzw. der 
Gebietskörperschaften für den Monat Mai 1996, 
nachdem der Finänzplanungsrat am 12. Juni 1996 
getagt hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom20. Juni 1996 

In der nachfolgenden Übersicht sind die Deckungsquoten des öffentlichen 
Gesamthaushalts sowie der Gebietskörperschaften Bund, Länder und 
Gemeinden West und Ost in den Jahren 1996 bis 2000 dargestellt. 
Zugrunde gelegt wurde die dem Finanzplanungsrat vorgelegte Übersicht 
über die Entwicklung der öffentlichen Haushalte bis 2000, in der auch die 
finanziellen Auswirkungen der folgenden steuerlichen Maßnahmen be- 
rücksichtigt wurden: 

- Jahressteuergesetz 1997 nach dem Beschluß des Bundeskabinetts vom 
22, Mai 1996 (ohne Einnahme ausfälle aus dem Fortfall der Vermögens- 
steuer) , 

- Reform der Unternehmensbesteuerung, 

- umweltorientierte Reform der Kraftfahrzeugsteuer. 

Eine Deckungsquotenberechnung auf der Grundlage des geltenden 
Rechts ist nicht möglich, da eine solche Projektion nicht erstellt worden ist 
und dem Zweck des Finanzplanungsrats nicht entspricht. 

Übersicht 


Deckungsquoten ^) 

des öffentlichen Gesamthaushalts, des Bundes und der Länder 
und Gemeinden West und Ost in den Jahren 1996 bis 2000 



1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

Öffentlicher 

Gesamthaushalt 

90,3 

91,6 

92,0 

93,2 

94,9 

Bund 

86,7 

86,8 

87,0 

88,0 

90,3 

Länder West 

92,6 

93,9 

94,0 

94,5 

96,2 

Länder Ost 

87,9 

88,1 

88,6 

89,7 

90,4 

Gemeinden West 

95,7 

97,4 

98,1 

98,7 

99,5 

Gemeinden Ost 

97,6 

99,6 

97,8 

98,9 

98,1 


b Verhältnis der bereinigten Einnahmen zu den bereinigten Ausgaben in % , 
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16. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Wie hoch schlagen sich die Investitionskosten 
und die Betriebskosten der zusätzlichen Kinder- 
gartenplätze in den Jugendhilfeausgaben der 
westdeutschen Kommunen in der (für die letzte 
Sitzung des Finanzplanungsrats erstellten) Fi- 
nanzprojektion des Bundesministeriums der Fi- 
nanzen in den Jahren 1996, 1997 und 1998 nieder, 
und inwieweit werden dadurch die Kostenschät- 
zungen der Bundesregierung bestätigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 21. Juni 1996 

In der Finanzprojektion des Bundesministeriums der Finanzen für den 
Finanzplanungsrat wurde unterstellt, daß die Investitions- und Betriebs- 
kosten zusätzlicher Kindergartenplätze im Rahmen der dargestellten Aus- 
gabenentwicklung zu einer anderen Prioritätensetzung in den Haushalten 
führen. Eine Zuordnung der Investitions- und Betriebsausgaben auf ein- 
zelne Verwendungsbereiche wie z. B. Jugendhilfe erfolgt im Rahmen der 
Finanzprojektion nicht. 


17. Abgeordneter 

Dr. Hansjörg 
Schäfer 

(SPD) 


Wie sehen die Planungen der Bundesregierung 
für die zukünftige Struktur des Hauptzollamtes 
Kaiserslautern aus, und schließen die Planungen 
die Verlegung der Hauptkasse des Hauptzollam- 
tes nach Koblenz oder Trier mit ein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 21. Juni 1996 

Über die endgültige innere Organisationsstruktur des Hauptzollamtes 
Kaiserslautern ist noch nicht abschließend entschieden. Es ist beabsich- 
tigt, die Sachbearbeitung im Arbeitsbereich Vollstreckung für den Gber- 
finanzbezirk Koblenz (Bund) bei den Hauptzollämtern Koblenz und Trier 
zu zentralisieren und diesen Arbeitsbereich vom Hauptzollamt Kaisers- 
lautern abzuziehen. Im Gegenzug sollen dem Hauptzollamt Kaisers- 
lautern die Straf- und Bußgeldangelegenheiten des gesamten Ober- 
finanzbezirks (Bund) zur zentralen Bearbeitung zugewiesen werden. Ins-, 
besondere die Zentralisierung der Vollstreckungsangelegenheiten und 
der damit mögliche Einsatz des Datenverarbeitungsverfahrens „Automa- 
tisiertes Vollstreckungssystem (AVS)" hat sich bundesweit als effektiv 
erwiesen. 

Im Ergebnis soll damit das Hauptzollamt Kaiserslautern folgende Auf- 
gaben erhalten: 

- Organisation, Personal, Haushalt, Nebenzollzahlstelle (Sachgebiet A), 

- Zentrale Straf- und Bußgeldbearbeitung; Zölle und Verbrauchsteuern 
(Sachgebiet B), 

- Abfertigung (Sachgebiet C), 

- Prüfungsdienste einschl. Bekämpfung der illegalen Beschäftigung 
(Sachgebiet D). 

Aufgrund der danach anfallenden Arbeitsfälle ist die vorhandene Zahl- 
stelle des Hauptzollamtes Kaiserslautern als Nebenzollzahlstelle fortzu- 
führen. Dadurch werden hier zukünftig anstatt der bisher vorgesehenen 
vier nur noch drei Arbeitskräfte erforderlich sein. 
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18. Abgeordneter 

Dr. Hansjörg 

Schäfer 

(SPD) 


Wirken sich die Planungen der Bundesregierung 
bezüglich des Hauptzollamtes Kaiserslautern auf 
die Arbeitsmarktsituation in der Region Kaisers- 
lautern aus, und wenn ja, inwieweit? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 21. Juni 1996 

Durch die geplanten Veränderungen sind beim Hauptzollamt Kaisers- 
lautern insgesamt 16,5 Arbeitsplätze betroffen. Hierbei sollen die bisher 
beim Hauptzollamt Kaiserslautern eingesetzten Vollziehungsbeamten 
(10,5 Arbeitskräfte) organisatorisch dem Hauptzollamt Trier zugeordnet 
werden, ihren Dienst aber weiterhin von ihrem bisherigen Wohnort aus 
verrichten können. 

Im Ergebnis werden durch diese Maßnahme damit sechs Arbeitsplätze in 
der Region Kaiserslautern abgebaut werden. 


19. Abgeordneter 

Christian 

Sterzing 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie würde sich die Quote der Neuverschuldung 
und die Gesamtverschuldung ändern für die 
Jahre 1996, 1997, 1998, wenn der Bund diese Pro- 
jekte im Rahmen der unmittelbaren Haushalts- 
finanzierung realisieren würde? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 19. Juni 1996 

Bei einer Haushaltsfinanzierung der Verkehrsprojekte würden voraus- 
sichtlich keine signifikanten Auswirkungen auf die Neuverschuldung und 
die Gesamtverschuldung des Bundes in den betroffenen Jahren auftreten, 
weil eine Haushaltsfinanzierung zu einer anderen Prioritätensetzung 
führen würde, damit die Eckdaten des Bundeshaushalts nicht verändert 
werden. 


20. Abgeordneter 
Christian 
Sterzing 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist dem Bundesministerium der Finanzen 
bekannt, wie viele Projekte in den Bundeslän- 
dern durch Modelle der privaten Vorfinanzierung 
realisiert werden sollen und wie hoch das dies- 
bezügliche Investitionsvolumen ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 19. Juni 1996 

Dem Bundesministerium der Finanzen sind 65 Einzelprojekte mit einem 
Investitionsvolumen von rd. 3,6 Mrd. DM bekannt. 


21. Abgeordneter 
Christian 
Sterzing 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Verein- 
barkeit der Modelle privater Vorfinanzierung zur 
Entlastung der öffentlichen Haushalte mit den 
Maastricht -Kriterien für die Teilnahme an der 
Europäischen Wirschafts- und Währungsunion 
und dem von der Bundesregierung favorisierten 
Stabilitätspakt? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 19. Juni 1996 


Im Zusammenhang mit der privaten Vorfinanzierung öffentlicher Investi- 
tionen entstehende Haushaltsbelastungen führen zu Defizit- und Schul- 
denstandseffekten, die zwar im Vergleich zur unmittelbaren Haushalts- 
finanzierung eine andere zeitliche Struktur aufweisen. Grundsätzlich 
ergeben sich jedoch durch die im Bereich der Verkehrsinfrastruktur 
durchgeführten Modellvorhaben beim Defizit und beim Schuldenstand - 
und damit auch im Hinblick auf die dauerhafte Einhaltung der Maastricht- 
Kriterien sowie der Elemente des vom Bundesminister der Finanzen, 
Dr. Theodor Waigel, vorgeschlagenen „Stabilitätspakts für Europa" - 
keine Unterschiede. 

Im übrigen setzt die Bundesregierung verstärkt auch im Bereich der Ver- 
kehrsinfrastruktur auf Formen echter und damit dauerhafter Privatisierun- 
gen, wie vor allem Betreibermodelle. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


22. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Angaben darüber 
vor, wie viele Arbeitsplätze der ostdeutschen 
Braunkohlenbergbau (Lausitzer Revier und Mit- 
teldeutsches Revier) in den Jahren 1990 bis 1995 
hatte und wie viele Arbeitsplätze es im deutschen 
Steinkohlenbergbau 1990 und 1995 gab? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 25. Juni 1996 

Die Arbeitsplatzentwicklung 1990/95 in der Braun- und Steinkohle ist den 
nachfolgenden Übersichten zu entnehmen: 

Deutscher Braunkohlenbergbau: 

(Stand jeweils Jahresende) 



1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Mitteldeutsches Revier 

46 796 

27 588 

17 439 

10 477 

8 147 

6 675 

Lausitzer Revier 

65 478 

52 189 

39 258 

27 249 

22 328 

19 248 

Braunkohle Ost 

112 274 

79 777 

56 697 

37 726 

30 475 

25 923 

Braunkohle West 

17 452 

17 380 

16 722 

15 969 

15 252 

14 358 

Bundesgebiet 

129 726 

97 157 

73 419 

53 695 

45 727 

40 281 


Die Angaben zur Braunkohle- Ost berücksichtigen die Beschäftigten 
sowohl der privatisierten Unternehmen als auch des Auslaufbergbaus. 
Darüber hinaus waren Ende 1995 16356 ehemalige Bergarbeiter in der 
Braunkohlenaltlastensanierung gemäß § 249 h des Arbeitsförderungs- 
gesetzes beschäftigt. 
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Deutscher Steinkohlenbergbau 
(Stand jeweils Jahresende) 



1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Insgesamt 

130 255 

122 871 

114 986 

106 278 

99 128 

92 578 


23. Abgeordneter 

Peter Harald 
Rauen 

(CDU/CSU) 


Welche unterschiedlichen regionalen, nationalen 
und internationalen Wirtschaftsförderungsmaß- 
nahmen erfahren die Regionen Trier, Luxem- 
burg, Lothringen, Saarland und Wallonien, und in 
welcher Größenordnung werden sie von den Re- 
gionen, ihren Städten und Gemeinden und den 
dort ansässigen oder ansiedelnden Unternehmen 
jeweils in Anspruch genommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 21. Juni 1996 


1. Nationale Regionalförderung 

a) Das Saarland sowie die Stadt Trier und die Landkreise Trier- Saar- 
burg, Daun, Bernkastel-Wittlich und Bitburg-Prüm gehören bis zum 
31. Dezember 1996 zum Fördergebiet der Gemeinschaftsaufgabe 
(GA) „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" . Nach dem 
25. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe können in diesen Regio- 
nen gewerbliche Investitionen von kleinen und mittleren Unterneh- 
men mit bis zu 28% und Investitionen größerer Unternehmen mit bis 
zu 18% der förderfähigen Investitionskosten aus GA-Mitteln unter- 
stützt werden. Darüber hinaus können wirtschaftsnahe kommunale 
Infrastrukturinvestitionen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
gefördert werden. Nach der grundgesetzlichen Aufgabenteilung in 
der Gemeinschaftsaufgabe sind für die Durchführung der Förderung 
allein die Länder zuständig. 

In den Jahren 1994 und 1995 standen dem Land Rheinland- Pfalz 
jeweils rd. 44 Mio. DM für GA- Fördermaßnahmen zur Verfügung. 
Dem Saarland standen insgesamt (einschl. Sonderprogramm zur 
Flankierung des Arbeitsplatzabbaus im Steinkohlenbergbau) pro 
Jahr rd. 82 Mio. DM zur Verfügung. Die Förderergebnisse stellen 
sich für die Region Trier auf Kreisebene für diese Jahre insgesamt 
wie folgt dar: 



gewerbliche Wirtschaft 

wirtschaftsnahe Infrastruktur 

Investitions- 

volumen 

-in Mio. DM- 

bewilligte 
GA- Mittel 
-in Mio. DM- 

Investitions- 
volumen 
- in Mio. DM - 

bewilligte 
GA-Mittel 
-in Mio. DM- 

Stadt Trier 

23,5 

2,5 

11,6 

5,3 

LK Trier- Saarburg 

121,4 

10,2 

4,2 

2,5 

LK Daun 

22,8 

2,1 

4,4 

L8 

LK Bernkastel-Wittlich 

160,3 

9,4 

13,6 

4,1 

LK Bitburg- Prüm 

139,9 

8,4 

28,5 

Ul 
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Das GA-Fördergebiet muß zum 1. Januar 1997 auf Verlangen der 
Europäischen Kommission neu festgelegt werden. Die Überprüfung 
der Förderbedürftigkeit der einzelnen Arbeitsmarktregionen wird 
anhand objektiver, transparenter und nachprüfbarer Regionalindi- 
katoren vorgenommen. Die erforderlichen nationalen Entscheidun- 
gen wird der Bund-Länder-Planungsausschuß der Gemeinschafts- 
aufgabe voraussichtlich am 3, Juli 1996 treffen. Nach den Ergebnis- 
sen des Regionalindikatormodells, das vorbehaltlich der politischen 
Zustimmung durch den Bund-Länder-Planungsausschuß der Ge- 
meinschaftsaufgabe Grundlage der Neuabgrenzungsentscheidung 
sein soll, scheiden die Regionen des Regierungsbezirks Trier zum 
1. Januar 1997 aus dem GA-Fördergebiet aus. Das Saarland bleibt 
nach diesen Ergebnissen für die Jahre 1997 bis 1999 im GA- Förder- 
gebiet, Danach wäre im Regierungsbezirk Trier eine Förderung von 
Investitionen gewerblicher Unternehmen ab 1997 nur nach den Bei- 
hilfenahmen für kleine und mittlere Unternehmen der Europäischen 
Kommission möglich. Gewerbliche Investitionen können danach bei 
kleinen Unternehmen mit bis zu 15% und bei mittleren Unterneh- 
men mit bis zu 7,5% der förderfähigen Investitionskosten unterstützt 
werden. 

Darüber hinaus können wirtschaftsnahe kommunale Infrastruktur- 
maßnahmen, z. B. im Rahmen der Ziel-5b-Förderung, gefördert wer- 
den. 


b) In Luxemburg stehen auf der Grundlage des Rahmengesetzes vom 
27. Juli 1993 Zinsvergünstigungen zur Verfügung, die auch in der 
Form eines „Kapitalzuschusses" gewährt werden können. Einzel- 
heiten der Förderung, insbesondere die aktuelle Mittelausstattung 
des Programms, sind der Bundesregierung nicht bekannt. 

Die belgische Regionalförderung sieht in Wallonien Investitions- 
zuschüsse vor. 1992 wurden für diesen Landesteil Zuschüsse von ins- 
gesamt rd. 2,7 Mrd. BF bewilligt. 

Im Rahmen der französischen Regionalförderung können in Lothrin- 
gen sowohl Regionalzuschüsse wie Steuervergünstigungen in 
Anspruch genommen werden. Einzelheiten der Förderung, insbe- 
sondere die Höhe der für Lothringen verfügbaren Mittel, sind der 
Bundesregierung nicht bekannt. 


2. Regionalförderung der Europäischen Union 


Das Saarland wird 1994 bis 1996 von der Europäischen Union im Rah- 
men des sogenannten Ziels 2 (Umstellung der Regionen, die von rück- 
läufiger industrieller Entwicklung betroffen sind) mit rd. 49 Mio. ECU 
gefördert. Diese Mittel werden vom Land mit rd. 54 Mio. ECU kofinanz- 
iert, so daß sich ein Gesamtfördervolumen von rd. 103 Mio. ECU ergibt. 
Außerdem erhält das Saarland in der Periode 1994 bis 1999 Finanzmit- 
tel im Rahmen des Ziels 5b (Entwicklung und strukturelle Anpassung 
der ländlichen Gebiete) in Höhe von rd. 24 Mio. ECU; diese werden 
vom Land mit rd. 29 Mio. ECU kofinanziert, so daß sich ein Gesamtför- 
dervolumen von rd. 53 Mio. ECU ergibt. 

Die Region Trier wird im Rahmen des Ziels 5 b gefördert. Dem Land 
Rheinland-Pfalz stehen für 5b-Maßnahmen im Zeitraum 1994 bis 1999 
insgesamt rd. 111 Mio. ECU zur Verfügung. Über die Aufteilung und 
damit über den Anteil der Region Trier entscheidet das Land. 
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Luxemburg erhält im Rahmen des Ziels 5 b für den Zeitraum 1994 bis 1999 
insgesamt 6 Mio. ECU und im Rahmen des Ziels 2 für den Zeitraum 1994 
bis 1996 insgesamt 7 Mio. ECU. 

Lothringen wird ebenfalls im Rahmen der Ziele 2 und 5 b gefördert. Einzel- 
heiten der Förderung, insbesondere die Aufteilung der Frankreich zuste- 
henden EU-Mittel auf die einzelnen lothringischen Regionen, sind der 
Bundesregierung nicht bekannt. Gleiches gilt für Wallonien, das über die 
Förderung im Rahmen der Ziele 2 und 5 b hinaus auch Gebiete aufweist, 
die im Rahmen des Ziels 1 (Regionen mit Entwicklungsrückstand) förder- 
fähig sind. 


24. Abgeordneter 

Bernd 

Siebert 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
deutschen Exportbestimmungen im Zuge einer 
Harmonisierung an die der übrigen EU- Staaten 
anzugleichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 25. Juni 1996 


Die Bundesregierung bemüht sich seit langem um eine Harmonisierung 
der Exportkontrollbestimmungen innerhalb der Europäischen Union. Mit 
der am 1. Juli 1995 in Kraft getretenen EG -Verordnung über die Ausfuhr 
von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck ist es erstmals gelungen, 
eine europäische Gemeinschaftsregelung zu erreichen. Die Verordnung 
stellt einen ersten wichtigen Schritt auf dem Weg zur Harmonisierung der 
europäischen Ausfuhrvorschriften dar. Sie enthält wichtige gemeinsame 
Regelungen für die Ausfuhrkontrolle für Güter mit Mehrverwendungs- 
zweck: Es gilt eine EU- einheitliche Liste der Güter, die kontrolliert werden 
sollen; eine in einem Mitgliedstaat erteilte Ausfuhrlizenz behält Gültigkeit 
für die gesamte EU; es gibt erstmals für alle 15 Mitgliedstaaten eine ver- 
bindliche Kontrollregelung für die Ausfuhr von nicht gelisteten Gütern, 
soweit diese für Massenvernichtungswaffen oder Trägerraketen bestimmt 
sind. Für den Intra-EU- Warenverkehr sind erhebliche Erleichterungen 
geschaffen worden; noch bestehende Kontrollen sollen nach einer gewis- 
sen Übergangszeit entfallen. 

Das Regelwerk befaßt sich allerdings nicht mit Rüstungsgütern; gemein- 
same Vorschriften auch hierfür scheiterten am Widerstand anderer Mit- 
gliedstaaten der EU. 

Über die Durchführung der Verordnung stimmt sich die Bundesregierung 
in einem besonderen Ausschuß mit den europäischen Partnern ab; ebenso 
berät sie intensiv über notwendige Anpassungen der Warenliste an 
Beschlüsse internationaler Regime. Im Zuge weiterer Harmonisierung ist 
die Bundesregierung bemüht, auch zu EU- einheitlichen Kontrollregeln 
für andere Beteiligungsformen im Außenwirtschaftsverkehr zu gelan- 
gen, wie z. B. für technische Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
Rüstungsgütern, für den nicht in Dokumenten enthaltenen Wissenstrans- 
fer oder für Transithandelsgeschäfte. In intensiven Kontakten zu einzel- 
nen EU-Mitgliedstaaten wird z. Z. versucht, die Partnerstaaten von der 
Notwendigkeit weiterer harmonisierter Regeln zu überzeugen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


25. Abgeordnete 

Brigitte 

Adler 

(SPD) 


Wie viele Tonnen englischen Tiermehls, das nach 
Informationen des britischen Wissenschaftsma- 
gazins „Nature" mit Sicherheit mit BSE verseucht 
gewesen ist, wurden in der Zeit zwischen 1989 
und 1991 nach Deutschland importiert, eines 
Zeitraums also, in dem sich trotz verstärkten Auf- 
kommens der BSE-Seuche laut „Nature" die eng- 
lischen Ausfuhren an Tierfutter verdoppelt 
haben? 


26. Abgeordnete Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 

Brigitte über Auswirkungen der Verfütterung BSE-ver- 

Adler seuchten Tiermehls an Schweine und Geflügel? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 21. Juni 1996 


Nach der Futtermittel- Einfuhrverordnung bedurfte die Einfuhr von Tier- 
mehl bzw. Knochenmehl der Genehmigung der zuständigen obersten 
Landesbehörde des Bundeslandes, über dessen Gebiet die Einfuhr vorge- 
nommen werden sollte. Diese Genehmigung wurde gemäß einer Abstim- 
mung zwischen dem Bund und den Ländern seit Mai 1989 für Tiermehl 
bzw. Knochenmehl aus Großbritannien nicht mehr erteilt. 

In der deutschen Außenhandelsstatistik wird Tiermehl unter der Waren- 
nummer 2301 1000 als „Mehl und Pellets von Fleisch oder von Schlacht- 
nebenerzeugnissen; Grieben" erfaßt. Eine weitere Differenzierung ist 
nicht möglich. Unter dieser Warennummer sind nachfolgende Mengen in 
den Jahren 1989 bis 1991 aus Großbritannien importiert worden: 


Zeitraum 

Tonnen 

01 bis 12/ 1989 

516,8 

01 bis 12/1990 

9,1 

01 bis 12/ 1991 

- 


Quelle: Statistisches Bundesamt. 

Aufgrund der Tatsache, daß seit Mai 1989 keine Genehmigungen für die 
Einfuhr von Tiermehl bzw. Knochenmehl aus Großbritannien erteilt wur- 
den, kann davon ausgegangen werden, daß es sich bei den von der in Rede 
stehenden Mengenangabe des Statistischen Bundesamtes erfaßten 
Waren, soweit sie ab dem vorgenannten Zeitpunkt aus Großbritannien 
eingeführt worden sind, nicht um Tiermehl bzw. Knochenmehl gehandelt 
hat. 
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In Großbritannien wurde 1990 ein Versuch begonnen, mit dem geklärt 
werden soll, ob der BSE-Erreger oral auf Schweine und Geflügel übertra- 
gen werden kann. Sie wurden zu diesem Zweck mit erregerhaltigem 
Stammhirn von BSE -erkrankten Rindern gefüttert. Bis heute - also sechs 
Jahre nach der Exposition mit dem Erreger - erkrankte keines dieser Tiere 
an einer spongiformen Enzephalopatie. 


27. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Wie haben sich seit 1992 bis heute die Durch- 
schnittserzeugerpreise bei den Ackerfrüchten 
entwickelt, die nach der EU- Agrarreform preis- 
ausgleichsberechtigt sind, und auf welche Höhe 
wurden die regionalen Preisausgleichszahlungen 
in den jeweiligen Jahren festgelegt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 24. Juni 1996 


Die Durchschnittserzeugnisse bei den Ackerfrüchten haben sich von 
1992/93 bis 1994/95 in der Bundesrepublik Deutschland wie folgt ent- 
wickelt: 



-in DM/dt- 

1992/93 

1993/94 

1994/95 

Weizen 

34,10 

26,30 

26,90 

Roggen 

32,70 

24,50 

23,70 

Futtergerste 

31,50 

24,80 

24,50 

Hafer 

32,20 

26,80 

23,20 

Raps 

27,10 

34,50 

36,30 


Für das Wirtschaftsjahr 1995/96 liegen noch keine Durchschnittsergeb- 
nisse vor. Es zeichnet sich ab, daß die Erzeugerpreise im Durchschnitt des 
Wirtschafstsjahres niedriger waren als im Vorjahr. 

Der Durchschnittsbetrag der Preisausgleichszahlungen in der Bundes- 
republik Deutschland betrug/beträgt je Hektar in DM (gerundet) r 



1993 

1994 

1995 

1996 

Getreide 

330 

461 

593 

593 

Ölsaaten 

1 120 

1 120 

1 120 

1 120 

Öllein 

1 1121) 

1 147 

1 147 

1 147 

Eiweißpflanzen 

857 

857 

857 

857 

Stillegung 

593 

751 

751 

751 


^) Übergangsregelung. 

Bezüglich der regionalen Preisausgleichszahlungen wird auf die in der 
Anlage beigefügte Tabelle *) verwiesen. 


* ) Vom Abdmck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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28. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Wie haben sich die Gewinne der Marktfruchtbe- 
triebe in Deutschland seit Beginn der Reform der 
Gemeinsamen Agrarpolitik 1992 bis heute unter 
Berücksichtigung der Daten und der Voraus- 
schätzungen für den Agrarbericht entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröhl 
vom 24. Juni 1996 


Die Gewinne der im Vollerwerb bewirtschafteten Marktfruchtbetriebe im 
früheren Bundesgebiet haben sich seit Einführung der EG-Agrarreform 
wie folgt entwickelt: 


Wirtschaftsjahr 

Gewinn je 
Familien-AK 
DM 

Gewinn je Unternehmen 

DM 

Veränderung 
in % gegen 
Vorjahr 

1992/93 

36 445 

49 594 

, 

1993/94 

33 195 

45 398 

- 8,5 

1994/95 

42 309 

55 259 

-h 21,7 

1995/96 (Schätzung) 


55 100 - 55 300 

± 0 


Der Gewinnrückgang im Wirtschaftsjahr 1993/94 hatte mehrere Ursa- 
chen. Die Einnahmen für Getreide, Ölsaaten und Hülsenfrüchte sind zu- 
rückgegangen, da der Erlösausfall durch die jeweilige Preissenkung und 
die Flächenstillegung im Rahmen der EG-Agrarreform in diesen 
Betrieben mit teilweise überdurchschnittlichem Ertragsniveau durch die 
Preisausgleichszahlungen und Stillegungsprämien nicht vollständig aus- 
geglichen wurde. Gleichzeitig hat sich besonders der Abbau des sozio- 
strukturellen Einkommensausgleichs und auch die ungünstige Situation 
in der tierischen Veredlung negativ auf die Einkommen ausgewirkt. 

Dagegen erzielten die Marktfruchtbetriebe 1994/95 einen deutlichen 
Gewinnzuwachs. Für Getreide und vor allem auch für Kartoffeln lagen die 
Einnahmen höher als im Vorjahr. Der Rückgang der Erzeugerpreise für 
Getreide war im Vergleich zur Senkung der Interventionspreise in der 
zweiten Reformstufe nur gering, während gleichzeitig die Ausgleichszah- 
lungen entsprechend der Interventionspreissenkung gestiegen sind. Auch 
die Flächenstillegungsprämien wurden erhöht. Zudem wirkte sich in 
Betrieben mit zusätzlicher Schweinehaltung die positive Entwicklung im 
Veredlungssektor aus. 

Nach der Vorschätzung sind für das Wirtschaftsjahr 1995/96 etwa gleich- 
bleibende Gewinne in den Marktfruchtbetrieben zu erwarten. Zwar dürf- 
ten für Getreide erneut höhere Einnahmen (einschl. Preisgleichszahlun- 
gen) erzielt worden sein, bei anderen pflanzlichen Erzeugnissen gab es 
jedoch teilweise einen Rückgang der Erlöse. 

Für die neuen Länder können keine gesicherten Aussagen über die Ein- 
kommensentwicklung gemacht werden, da sich die Zahl und die Struktur 
der Testbetriebe von Jahr zu Jahr noch stark verändern und daher die 
Durchschnittswerte für den Darstellungsbereich noch nicht repräsentativ 
sind. Beispielhaft lassen sich folgende Orientierungsgrößen von Markt- 
fruchtbetrieben mit der Rechtsform juristische Person anführen: 
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Wirtschaftsjahr 

Gewinn plus Fremdlöhne 

DM/ AK 

1992/93 

28 083 

1993/94 

33 803 

1994/95 

36 923 


29. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Wie stellen sich diese Ergebnisse für unterschied- 
liche Betriebsgrößen auf unterschiedlichen 
Standorten (z. B. ausgewählte benachteiligte 
Gebiete, ausgewählte Ackerbaustandorte etc.) 
dar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 24. Juni 1996 

Eine nach Standorten und Betriebsgrößen differenzierte Analyse der Test- 
betriebe des Agrarberichts ist wegen des begrenzten Stichprobenumfangs 
nicht möglich. Aus Auswertungen identischer Betriebe im früheren Bun- 
desgebiet ergibt sich für Ackerbaustandorte und benachteiligte Gebiete 
folgende Entwicklung: 


Gebiete 

Marktfruchtbetrieb e 
(Vollerwerb) 


Gewinn DM/Unternehmen 


1992/93 

1993/94 

1994/95 

ausgewählte 

Ackerbaustandorte 

59 100 

56 000 

57 700 

Gesamtheit der 
benachteiligten Gebiete 

37 100 

32 700 

45 000 


Hildesheim-Braunschweiger Lößbörde; Hellweg, Börde, 

Ostwestfalen; Köln- Aachener Bucht; Gäugebiete Bayern. 

Die starke Erhöhung der Gewinne der Marktfruchtbetriebe in den be- 
nachteiligten Gebieten im Wirtschaftsjahr 1994/95 ist zu einem großen 
Teil auf höhere Erlöse aus dem Kartoffelanbau zurückzuführen. Aus dieser 
Auswertung kann jedoch keine Aussage zur Gesamtsituation in den dar- 
gelegten Regionen abgeleitet werden. 


Nach Betriebsgrößen stellt sich die Einkommensentwicklung der Markt- 
fruchtbetriebe im früheren Bundesgebiet wie folgt dar: 


Betriebsgröße in 1 000 DM 
Standardbetriebseinkommen 

Marktfruchtbetriebe 

(Vollerwerb) 

Gewinn DM/Unternehmen 


1992/93 

1993/94 

1994/95 

unter 40 

27 784 

24 649 

28 279 

40 bis 60 

44 904 

43 310 

47 134 

60 und mehr 

76 525 

67 041 

82 013 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


30. Abgeordneter 
Thomas 
Kossendey 

(CDU/CSU) 


Welche Eingriffe in soziale Leistungsgesetze 
wurden in den Jahren 1980 bis 1983 vorgenom- 
men? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 24. Juni 1996 

In den Jahren 1980 bis 1982/1983 wurden zwei größere Konsolidierungs- 
programme beschlossen, die durch folgende Gesetzespakete umgesetzt 
wurden: 

- 2. Haushaltsstrukturgesetz mit Begleitgesetzen vom 22. Dezember 

1981, 

- Haushaltsbegleitgesetz 1983 mit Begleitgesetzen vom 22. Dezember 

1982. 

Mit beiden Konsolidierungsgesetzen wurden Leistungen nach dem AEG 
und BSHG, Leistungen der Gesetzlichen Renten- und Krankenversiche- 
rung sowie das Wohngeld, Kindergeld, BAFöG u. a. gekürzt sowie ein- 
nahmesteigernde Maßnahmen beschlossen. 


31. Abgeordneter 

Thomas 

Kossendey 

(CDU/CSU) 


Wie war das Volumen der Einsparungen im Ver- 
hältnis zu den gesamten sozialen Leistungen in 
diesen Jahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 24. Juni 1996 


Auf Basis der finanziellen Teile der Begründung der jeweiligen Gesetz- 
entwürfe ergeben sich folgende Einsparvolumina bei Sozialleistungen: 

2. Haushaltsstrukturgesetz mit Begleitgesetzen, Gesetzentwurf vom 
9. September 1981, Drucksache 9/795 

- Gesamtentlastung der öffentlichen Haushalte (Gebietskörperschaften 
und Sozialversicherung) 

1982: ll,5Mrd. DM 

1983: 12,9Mrd. DM 

- Umfang der Einsparungen im Verhältnis zu den gesamten sozialen 
Leistungen in Abgrenzung des Sozialbudgets 

1982: 1,4 % 

1983: 1,5% 

- Auswirkungen auf die Sozialleistungsquote des jeweiligen Jahres 

1982: - 0,5 Prozentpunkte 

1983: -0,5 Prozentpunkte; 


19 



Drucksache 13/5145 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Haushaltsbegleitgesetz 1983 mit Begleitgesetzen, Gesetzentwurf vom 
4. November 1982, Drucksache 9/2074 

- Gesamtentlastung der öffentlichen Haushalte (Gebietskörperschaften 
und Sozialversicherung) 

1983: 13,7Mrd. DM 

- Umfang der Einsparungen im Verhältnis zu den gesamten sozialen 
Leistungen in Abgrenzung des Sozialbudgets 

1983: 2,8 % (unter Einbeziehung der im Sozialbudget erfaß- 
ten Veränderungen der Beitragsströme zwischen den So- 

zialversicherungen) 

- Auswirkungen auf die Sozialleistungsquote 

1983: 0,9 Prozentpunkte. 


32. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung einerseits die 
Koalitionsfraktionen mit Kabinettbeschluß vom 
12. Juni 1996 zu einer Gesetzesänderung mit dem 
Zweck auf gef ordert, 30000 Landwirte von Rück- 
forderungen zu befreien, die wegen versäumter 
Vorlage von Einkommensteuerbescheiden zu 
Unrecht oder in ungerechtfertigter Höhe Zu- 
schüsse zu ihren Alterssicherungsbeiträgen er- 
halten haben, während sie andererseits die For- 
derung der PDS als ungerechtfertigt zurückge- 
wiesen hat, 30000 Rentnerinnen und Rentnern in 
den neuen Bundesländern, die zu Unrecht oder in 
ungerechtfertigter Höhe Sozialzuschläge erhal- 
ten haben, die Rückzahlung zu erlassen (siehe 
Beratung des Antrages 13/274 der 15. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 26. Januar 1995, 
S. 958ff,)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 24. Juni 1996 

Nach dem geltenden Alterssicherungsrecht müssen Landwirte, die ihren 
neuesten Steuerbescheid nicht innerhalb von zwei Kalendermonaten 
nach dessen Ausfertigung vorlegen, diejenigen Beitrags Zuschußbeträge 
zurückzahlen, die für die Zeit ab Beginn des Kalendermonats, in dem die 
Zweimonatsfrist abgelaufen ist, bereits gewährt wurden. Dies gilt unab- 
hängig davon, ob aufgrund des - verspätet vorgelegten - neuesten Steuer- 
bescheids „materiell" Anspruch auf einen höheren, gleichhohen oder 
niedrigeren Zuschuß als bisher bestünde. Das geltende Alterssicherungs- 
recht knüpft somit an eine Fristversäumung Rechtsfolgen, die wesentlich 
strenger sind als die Rechtsfolgen, die in anderen Bereichen üblicherweise 
an die Versäumung von Fristen geknüpft sind. Zweck dieser Regelung ist, 
-Landwirte zur schnellen Vorlage der Steuerbescheide anzuhalten, um im 
Interesse der Verwaltung möglichst keine Rückabwicklungen notwendig 
werden zu lassen. 

Nach der vorgesehenen Modifizierung des Beitragszuschußrechts soll für 
eine Übergangszeit der neueste Steuerbescheid bei Versäumung der 
Zweimonatsfrist mit Wirkung vom Beginn des dritten auf die Ausfertigung 
des Steuerbescheids folgenden Kalendermonats der Beitragszuschuß- 
berechnung zugrunde gelegt werden. Hiermit soll der Sondersitua- 
tion der ersten Zeit nach Inkrafttreten des Agrarsozialreformgesetzes 
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Rechnung getragen werden, in der die Betroffenen mit vielen für sie neuen 
Vorschriften konfrontiert wurden und eine Vielzahl von Fristen zu beach- 
ten war; die vom derzeitigen Recht abweichende Regelung soll daher nur 
in den ersten beiden Jahren nach Inkrafttreten der Agrarsozialreform 
(1995 und 1996) gelten. 

Mit dieser vorgesehenen Modifizierung des Beitragszuschußrechts sollen 
den betroffenen Landwirten keinesfalls bereits gewährte Zuschußbeträge 
belassen werden, auf die sie nach ihren jeweils neuesten Steuerbeschei- 
den „materiell" keinen Anspruch gehabt hätten. Wer nach seinem neue- 
sten Steuerbescheid nur einen Anspruch auf einen geringeren Zuschuß 
hat oder überhaupt keinen Anspruch mehr hat, muß die für die Zeit nach 
Fristablauf bereits gewährten Zuschüsse teilweise oder ganz zurückzah- 
len. Die vorgesehene Änderung führt somit nicht dazu, daß auf die Rück- 
forderung zu Unrecht oder in ungerechtfertigter Höhe geleisteter Bei- 
tragszuschüsse verzichtet werden soll. Vielmehr soll übergangsweise nur 
davon abgesehen werden, allein wegen der Fristversäumung auch die- 
jenigen Zuschußbeträge zurückzufordern, auf die „materiell", d. h. auf- 
grund des jeweils neuesten Steuerbescheides, ein Anspruch besteht. 

Hieraus wird deutlich, daß die vorgesehene Rechtsänderung nicht im 
Widerspruch zu der seinerzeitigen Rückforderung zuviel gezahlter Sozial- 
zuschläge steht. Zurückgefordert wurde der Sozialzuschlag, weil und 
soweit auf ihn materiell wegen zu berücksichtigenden Einkommens kein 
Anspruch bestand. Übertragen auf die Situation des Beitragszuschuß- 
rechts wird mit Landwirten, die materiell zu Unrecht Zuschüsse erhalten 
haben, auch nach der vorgesehenen Rechtsänderung nicht anders ver- 
fahren; diejenigen Zuschüsse, auf die materiell kein Anspruch bestand, 
werden zurückgefordert. 


33. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang die Antwort des Staatssekretärs 
Wilhelm Hecker vom Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung auf die Fragen 27 bis 30 
des Abgeordneten Georg Pfannenstein in Druck- 
sache 13/4819, daß die Landwirte umfassend 
über die Pflicht zur Vorlage der Einkommensteu- 
erbescheide informiert worden sind und daß sie 
bei fehlerhafter Beratung ggf. einen Her- 
stellungsanspruch gegenüber der Landwirt- 
schaftlichen Alterskasse bzw. einen Schadens- 
ersatzanspruch gegenüber anderen Beratungs- 
stellen haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 24. Juni 1996 


Wie bereits in der Antwort auf die Frage 32 ausgeführt, soll mit der vorge- 
sehenen Modifizierung des Beitragszuschußrechts der Sondersituation in 
der ersten Zeit nach Inkrafttreten der Agrarsozialreform Rechnung getra- 
gen werden. Diese Situation war und ist dadurch gekennzeichnet, daß 
trotz umfassender Aufklärung über die Bedeutung der Zweimonatsfrist 
diese Frist vielfach gleichwohl versäumt wurde eben weil die Betroffenen 
mit einem völlig neuen Recht konfrontiert wurden und eine Vielzahl von 
Fristen - insbesondere im Zusammenhang mit den Befreiungsrechten für 
Bäuerinnen - zu beachten war. 
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Da einerseits unbestrittenermaßen eine Sondersituation vorlag, anderer- 
seits Herstellungs- und Schadensersatzansprüche rechtlich zwar theo- 
retisch in Frage kommen, wegen der sorgfältigen Aufklärung durch 
die Altenkassen tatsächlich aber nicht zum Tragen kommen dürften, hält 
es die Bundesregierung nicht für gerechtfertigt, die Betroffenen auf diese 
- theoretischen - Ansprüche zu verweisen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


34. Abgeordneter 

Volker 

Jung 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Wie viele Wehrpflichtige wurden 1995 und im 
ersten Halbjahr 1996 zum Grundwehrdienst trotz 
eines bestehenden Ausbildungsverhältnisses 
eingezogen, weil der Ausbildungsabschnitt erst 
begonnen war? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 21. Juni 1996 


Angaben zur Zahl der Wehrpflichtigen, die 1995 und im ersten Halbjahr 
1996 aus einem begonnenen Ausbildungsverhältnis heraus zum Grund- 
wehrdienst einberufen wurden, sind nicht möglich. Durch eine maschi- 
nelle Abfrage im Datenverarbeitungssystem des Wehrersatzwesens 
(WEWIS) können die von Ihnen erbetenen Angaben nicht ermittelt wer- 
den. WEWIS dokumentiert auf der Grundlage der einzelnen - personen- 
bezogenen - Datensätze den Ist-Zustand, so daß z. B. feststellbar wäre, wie 
viele Wehrpflichtige aus Ausbildungsgründen derzeit nicht für den Wehr- 
dienst verfügbar sind, weil bei ihnen eine gesetzliche Wehrdienstaus- 
nahme oder ein administratives Einberufungshindernis vorliegt. Ferner 
wären z. B. Auskünfte über die Zahl der derzeit bis zum Ausbildungsende 
zurückgestellten Wehrpflichtigen und über die Zahl der aktuell Einberu- 
fenen möglich, bei denen eine Wehrdienstausnahme in Kürze endet. 

Manuelle Statistiken zu dem von Ihnen angesprochenen Personenkreis 
werden nicht geführt. 


35. Abgeordneter Wie hat sich die Zahl der davon betroffenen 

Volker Wehrpflichtigen gegenüber 1990 verändert? 

Jung 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 21. Juni 1996 
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chenden Zahlenangaben zur Einberufungssituation im Jahre 1990 
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36. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Treffen Meldungen zu, wonach sich bei der Sit- 
zung des Deutsch-Französischen Verteidigungs- 
und Sicherheitsrates am 6. Juni 1996 herausge- 
stellt hat, daß die „Entwicklung des , Transport- 
flugzeuges der Zukunft' . . . den Franzosen ... zu 
teuer geworden (ist) . . . (und) sich die Deutschen 
diesem Standpunkt angeschlossen'' haben 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung, 7. Juni 1996)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 25. Juni 1996 

Die von Ihnen zitierte Meldung der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" 
vom 7. Juni 1996 kann ich nicht bestätigen. 

Ihren Vereinbarungen von Straßburg (28. Mai 1996) und Dijon (5. Juni 
1996) entsprechend haben die Verteidigungsminister der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik am 13. Juni 1996 die 
Rüstungsdirektoren der beiden Länder beauftragt, alle Kooperationspro- 
jekte vorhabenbezogen und -übergreifend zu analysieren. Dabei werden 
sie nicht nur den Finanzplanungszeitraum bis 2002 erfassen, sondern dar- 
über hinaus auch den Langfristzeitraum der französischen und der deut- 
schen Streitkräfteplanung. 

Hiervon ausgehend sind die Bedarfszahlen und Zulaufzeiten sowie die 
Budgetierung festzustellen und zu harmonisieren, alle Möglichkeiten der 
Kostenreduzierung zu untersuchen und umzusetzen, eventuelle Mehr- 
kosten, die sich aus Änderungen geltender Vereinbarungen oder gegen- 
über bereits ausgetauschter Daten ergeben, festzustellen und die Gründe 
ihres Entstehens zu präzisieren, die Arbeits- und Kostenteilung zu bestim- 
men und schließlich über die gesamte Laufzeit der Vorhaben verbindliche 
Planwerte für die Haushalts- und Finanzplanung festzulegen. 

Für das Future Transport Aircraft (FTA) ist mit Blick auf die Dringlichkeit 
der erforderlichen Entscheidung und die besondere Bedeutung dieses 
Vorhabens darüber hinaus mit allen Programmpartnern die Durchführung 
des Vorhabens in industrieller Verantwortung (Commercial Approach) zu 
prüfen - dies mit verbindlicher Festlegung der Beschaffungsumfänge der 
Teilnehmerländer vor Beginn der Entwicklung des Flugzeugs durch die 
Industrie. Eine Version auf der Grundlage optimierter militärischer Forde- 
rungen ist zu untersuchen. Entwicklungsmittel werden nicht etatisiert 
werden. 


37. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Welche Konsequenzen hat dies für die Aussich- 
ten, das Programm „FTA" zu realisieren (s. Ant- 
wort auf Frage 60 in Drucksache 13/4131)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 25. Juni 1996 


Die Rüstungsdirektoren haben mit der Umsetzung des Ministerauftrags 
unverzüglich begonnen. Sie werden sich in Kürze in Paris treffen, um die 
gemeinsame Durchführung des Auftrags im Detail abzustimmen und fest- 
zulegen. Zum Herbstgipfel 1996 werden sie den Ministern berichten. 
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Deutschland und Frankreich streben eine Lösung an, die von den anderen 
europäischen Programmpartnern mitgetragen und von der europäischen 
Luftfahrtindustrie realisiert werden kann. Alle Beteiligten gehen davon 
aus, daß - über den bisher angemeldeten Bedarf der Programmpartner 
hinaus - das Flugzeug auch auf dem Weltmarkt abgesetzt werden kann. 
Das Verbleiben aller europäischen Partner in dem Programm ist eine 
wesentliche Voraussetzung für das Zustandekommen einer am Markt 
wettbewerbsfähigen Produktion. 

Die Industrie will mit ihren Vorarbeiten zur Entwicklung des FTA schon 
1996 beginnen. Sie beabsichtigt, Anfang 1998 in die industrielle Entwick- 
lungsphase einzutreten. 


38. Abgeordneter 
Winfried 
Nachtwei 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Meinungsumfragen wurden vom Bun- 
desministerium der Verteidigung bzw. unterge- 
ordneten Dienststellen in den Jahren 1990 bis 
1996 bei den jeweiligen Meinungsforschungsin- 
stituten in Auftrag gegeben, und welche Kosten 
waren damit jährlich verbunden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 21. Juni 1996 


In den Jahren 1990 bis 1996 wurden durch das Bundesministerium der 
Verteidigung und Dienststellen des nachgeordneten Bereichs bei folgen- 
den Meinungsforschungsinstituten Umfragen in Auftrag gegeben: 

EMNID, Bielefeld, 12 Umfragen, 

SINUS, München, 9 Umfragen, 

Institut für Jugendforschung, München, 13 Umfragen, 

Institut für Demoskopie, Allensbach, 1 Umfrage, 

Josteit und Mölders, Meinungsforschungsinstitut, Düsseldorf, 

3 Umfragen, 

Schreiber und Partner, Meinungsforschungsinstitut, Osnabrück, 

1 Umfrage, 

Gesellschaft für angewandte Psychologie, Köln, 1 Umfrage, 

Büroservice-Kommunikation-Direktmarketing (DIKOM), Bornheim, 

1 Umfrage, 

WMW-Werbeforschung, Frankfurt/Main, 1 Umfrage, 

Institut für Sozialforschung und Kommunikation, Bielefeld, 

2 Umfragen, 

PS YD ATA, Meinungsforschungsinstitut, Frankfurt/Berlin, 

2 Umfragen. 

Die jährlichen Kosten betrugen: 

1990: 720 158 DM 

1991: 1111010 DM 

1992: 892 889 DM 

1993: 1 073 383 DM 

1994: 1 008 029 DM 

1995: 962 427 DM 

1996: 636 198 DM 

In den Beträgen ist die Summe von 555000 DM für das Controlling von 
Maßnahmen der Informationsarbeit enthalten. 
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39. Abgeordneter 

Richard 

Schuhmann 

(Delitzsch) 

(SPD) 


Welche Gründe führten zum Entschluß der Bun- 
desregierung, das Munitionsdepot Vogelgesang 
in Sachsen zu schließen, und hat die Bundes- 
regierung Alternativen geprüft, den in einem 
strukturschwachen Gebiet liegenden Standort zu 
erhalten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 25. Juni 1996 

Für die Auflösung des Munitionshauptdepots Vogelgesang gab es unter 
Berücksichtigung aller Faktoren keine Alternative. 

Künftig wird die Munition des Heeres in wenigen, besonders effizienten 
und kostengünstig betreibbaren Großdepots und in der Masse der bisher 
genutzten, über die Fläche netzartig verteilten Munitionsdepots bevor- 
ratet. 

Kleine und daher unwirtschaftlich zu betreibende Lager werden auf- 
gelöst. 

Am Standort Torgau ist militärisch und logistisch nur ein Munitionsdepot 
begründbar. Daher war zwischen einem Erhalt der Munitionsdepots 
Vogelgesang und Mockrehna zu entscheiden. 

Der Personalbestand ist nahezu identisch: Derzeit führt Mockrehna 
77 zivile Mitarbeiter, in Vogelgesang sind es 80. 

Die Ist-Kapazität dieser Depots ist gleich und liegt bei jeweils 5 000 1 Muni- 
tion. 

Infrastrukturen und von der Verkehrsanbindung her sind die beiden 
Depots nahezu gleichwertig. 

Die Liegenschaftsfläche von Vogelgesang ist mit 340 Hektar (ha) jedoch 
mehr als dreimal so groß wie die Fläche des Munitionsdepots Mockrehna 
(100 ha). Dies erfordert einen höheren Betriebsaufwand in Vogelgesang, 
z. B. in Absicherung und Liegenschaftspflege, aber auch in den Betriebs- 
abläufen allgemein. 

Darüber hinaus hat im Mai und Dezember 1995 die Firma Kaus & Stein- 
hausen GmbH gegenüber dem Bundesministerium der Verteidigung ihr 
Interesse an einem Erwerb der Liegenschaft Vogelgesang geäußert. Auch 
dieser für die Arbeitsplatzsituation in der Region relevante Faktor 
bestimmte die Entscheidung für den Erhalt Mockrehnas und die Freigabe 
von Vogelgesang mit. Mit der Entscheidungssicherheit nach dem 22. Mai 
1996 werden die Gespräche über eine privatwirtschaftliche Nutzung der 
Anlagen im Vogelgesang wieder aufzunehmen sein. 


40. Abgeordneter 

Richard 

Schuhmann 

(Delitzsch) 

(SPD) 


Wie viele von der Schließung des Munitions- 
depots Vogelsang in Sachsen betroffene zivile 
Beschäftigte können weiterbeschäftigt werden, 
und welche sozialverträglichen Lösungen wur- 
den gefunden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 25. Juni 1996 


Der Zeitrahmen zur Auflösung des Munitionshauptdepots Vogelgesang 
hängt, ebenso wie eine Umsetzungsplanung für die dortigen Zivilbeschäf- 
tigten, wesentlich ab vom Verlauf der Verhandlungen über die Konver- 
sion des Depots. 

Konkrete Aussagen hierzu sind derzeit verfrüht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


41. Abgeordnete 

Ursula 

Mogg 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergeb- 
nisse des bisherigen Programms Mädchenarbeit 
im Rahmen des Kinder- und Jugendplans des 
Bundes, und welche Konsequenzen wird sie dar- 
aus für eine Fortsetzung dieses Programms zie- 
hen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 24. Juni 1996 


Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend wertet 
derzeitig die vorliegenden Ergebnisberichte der bisherigen Projekte, die 
schwerpunktmäßig im Bereich der Mädchensozialarbeit liegen, aus, um 
auf dieser Basis über die Fortführung des Programms „Mädchen in der 
Jugendhilfe" zu entscheiden. 


42. Abgeordnete 

Ursula 

Mogg 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen des 
Kinder- und Jugendplans des Bundes eine gleich- 
rangige Förderung von Jungen- und Mädchenar- 
beit anzustreben und ggf. durch eine Quotierung 
zu gewährleisten, daß dem Grundsatz der Gleich- 
berechtigung von Mädchen und Jungen nach § 9 
Abs. 3 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes ent- 
sprochen wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 24. Juni 1996 


Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ist seit 
Jahren, so auch in der Umsetzung des Sechsten Jugendberichts „Verbes- 
serung der Chancengleichheit von Mädchen in der Bundesrepublik 
Deutschland" von 1984, bestrebt, daß Mädchen bei der Förderung im 
Rahmen des Kinder- und Jugendplans des Bundes angemessen berück- 
sichtigt werden und an den Programmen gleichberechtigt teilnehmen. 
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Eine Quotierung könnte nur dann verpflichtend gemacht werden, wenn 
sie den einzelnen Trägern, die im Rahmen der Programme gefördert wer- 
den, auferlegt würde. Dies würde die unterschiedliche Arbeit und die 
Autonomie der einzelnen Träger wie z. B. des Rings Deutscher Pfadfinde- 
rinnen Verbände oder der Jugendfeuerwehr, ihre Zielsetzungen und auch 
ihre Mitgliederstruktur selbst zu bestimmen, unangemessen beeinträchti- 
gen. Ferner würde eine Quotierung z. B. in Bereichen der kulturellen 
Jugendbildung und vor allem im Freiwilligen Sozialen oder Ökologischen 
Jahr, in denen überwiegend oder fast ausschließlich Mädchen gefördert 
werden, Mädchen erheblich benachteiligen. Ziel des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend war und ist es, insgesamt in der 
Jugendförderung und Jugendhilfe die gleichberechtigte Teilhabe der 
Mädchen sicherzustellen. 


43. Abgeordnete 

Ursula 

Mogg 

(SPD) 


Wie ist die Haltung der Bundesregierung zur bis- 
herigen Arbeit autonomer Modellprojekte der 
Mädchenarbeit, und wird sie diese ganz oder teil- 
weise in eine neue bzw. anschließende Modell- 
projektförderung auf nehmen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 24. Juni 1996 

Projekte mit autonomem Selbstverständnis haben ihre erfolgreiche Arbeit 
im Rahmen des derzeitigen Programms bewiesen. Eine abschließende 
Beurteilung der „bisherigen Arbeit autonomer Modellprojekte'' kann erst 
nach der Auswertung der vorliegenden Ergebnisse vorgenommen 
werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


44. Abgeordneter 
Matthias 
Berninger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Von welchen Einsparvolumen geht die Bundes- 
regierung bei ihrem Vorschlag, den Zuschuß für 
Brillengestelle zu streichen, aus, und wie setzt 
sich das Einsparvolumen im einzelnen zusam- 
men? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 20. Juni 1996 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß durch den Wegfall des Kassen- 
anteils für Brillenfassungen ein Einsparvolumen von ca. 300 Mio. DM rea- 
lisiert werden kann. Das Einsparvolumen setzt sich ausschließlich aus den 
Entlastungen zusammen, die sich für die gesetzliche Krankenversiche- 
rung im Jahre 1997 durch den Wegfall des Kassenanteils für Brillenfassun- 
gen ergeben. 
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45. Abgeordneter 
Matthias 
Beminger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge, 
lediglich Kassengestelle weiterhin mit 20 DM zu 
bezuschussen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 20. Juni 1996 


Die Bundesregierung hält diese Vorschläge nicht für geeignet, um die 
Solidargemeinschaft wirksam und in entsprechendem Ausmaß zu ent- 
lasten. Zudem bergen Regelungen, die einen Kassenanteil für zuzah- 
lungsfreie Kassengestelle vorsehen, nicht aber für teurere Gestelle, die 
offensichtliche Gefahr des Mißbrauchs. Die Umsetzung dieser Vorschläge 
würde daher zu einem starken Anstieg der Abrechnung von Kassenfas- 
sungen führen, auch wenn teurere Ausführungen gekauft werden. Das 
Ziel der Senkung der Beitragssätze und damit der Entlastung der Solidar- 
gemeinschaft würde durch diese Vorschläge nicht erreicht. 


46. Abgeordneter 

Matthias 

Beminger 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche alternativen Einsparvorschläge in diesem 
Segment hat die Bundesregierung untersucht, 
und warum hat sie von diesen abgesehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 20. Juni 1996 


Die Bundesregierung hat auch alternative gesetzliche Maßnahmen zum 
vorgelegten Gesetzentwurf geprüft. In diese Prüfung sind sämtliche 
gegenwärtig vorliegenden Vorschläge einbezogen worden. Nach Abwä- 
gung der Vor- und Nachteile der verschiedenen denkbaren Alternativen 
kommt die Bundesregierung zu der Bewertung, daß mit einem vollständi- 
gen Wegfall des Kassenanteils für Brillenfassungen eine klare, dauer- 
hafte, wettbewerblich orientierte ordnungspolitische Grundentscheidung 
geschaffen wird. Eine entsprechende Regelung besteht im übrigen in den 
meisten Länder der Europäischen Gemeinschaft, den USA sowie in Japan. 


47. Abgeordneter 
Matthias 
Beminger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwiefern teilt die Bundesregierung Befürchtun- 
gen, daß vergleichbar mit Entwicklungen in 
anderen Ländern die Qualität von Brillengestel- 
len im unteren Preissegment und damit das 
Angebot für sozial Schwache in erheblichem 
Umfang verschlechtert wird? 


28 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5145 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 20. Juni 1996 

Die Bundesregierung teilt diese Befürchtungen nicht. Bereits im Zusam- 
menhang mit der Kürzung des Kassenanteils für Brillenfassungen durch 
das Gesundheits-Reformgesetz im Jahre 1989 von 40 DM auf 20 DM wur- 
den entsprechende Befürchtungen geäußert. Die Entwicklung seitdem 
zeigt, daß auch zu diesem Preis qualitativ gute Brillenfassungen ange- 
boten werden. 

Dies wird durch die Drei-Jahres-Garantie unterstrichen, die viele Optiker 
auch für Brillenfassungen zum Preis von 20 DM anbieten. Im übrigen 
zeigen die Erfahrungen aus der Wirtschaftspraxis, daß funktionsfähiger 
Wettbewerb auch zu Verbesserungen der Produktqualitäten führt. 


48. Abgeordneter 

Dietmar 

Thieser 

(SPD) 


Wann ist mit den Ausführungsgesetzen zu Arti- 
kel 28 des Gesundheitsstrukturgesetzes vom 
21. Dezember 1992 zu rechnen, in denen die 
Abgrenzung des versicherungspflichtigen Per- 
sonenkreises wegen der für 1997 geforderten 
Versicherungspflicht für Sozialhilfeempfänger 
nach § 5 Abs. 1 des Fünften Buches Sozialgesetz- 
buch geregelt ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 24. Juni 1996 

Die Einbeziehung der Sozialhilfeempfänger in die gesetzliche Kranken- 
versicherung (Artikel 28 des Gesundheitsstrukturgesetzes) könnte sowohl 
im Zusammenhang mit dem Vermittlungs verfahren zur 3. Stufe der 
Gesundheitsreform als auch im Zusammenhang mit dem Vermittlungs- 
verfahren zur Reform der Sozialhilfe erfolgen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


49. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung erklären, warum im 
Zuge des Neubaus der B 31 im Raum Lindau der 
Tunnel (die Einhausung) am Diepoldsberg unter 
beträchtlicher Abweichung von den Straßenbau- 
plänen, welche wiederum das Ergebnis eines 
bestehenden Gerichtsvergleichs gewesen sind, 
um ca. 15 Meter nach Westen verschoben worden 
ist, welches - da die Länge des Gesamtbauwerks 
gleich geblieben ist - wiederum bewirkt, daß 
nunmehr am nordöstlichsten Ausgang diese 15 m 
fehlen, wodurch genau ein Teil jener Land- 
schaf tsbeeinträchtigung auf tritt, welche durch 
die Einhausung vermieden werden sollte? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 25. Juni 1996 

Die Einhausung am Diepoldsberg wurde auf Empfehlung der Höheren 
Naturschutzbehörde/Regierung von Schwaben geringfügig um 15 m 
unter Beibehaltung der Linie nach Westen verschoben, um möglichst viel 
wertvollen Bewuchs an einer in einem Hohlweg verlaufenden Gemeinde- 
verbindungsstraße, die künftig über den Tunnel geführt werden muß, zu 
schonen. 

Da die Trasse unmittelbar östlich der Einhausung ohnehin in einem länge- 
ren Einschnitt geführt wird, bei dem sichtbare Böschungen hergestellt 
werden müssen, wird die optische Beeinträchtigung durch die Verschie- 
bung nicht höher sein als bei der ursprünglichen Lösung. Zudem werden 
die Böschungen und die Portalwände im Anschluß an die Einhausung 
durch geeignete Vorpflanzungen landschaftsgerecht in die Umgebung 
eingebunden. 


Wer hat die Entscheidung gefällt, vom Gerichts- 
vergleich und den Straßenbauplänen abzuwei- 
chen, und ist die Bundesregierung bereit, den 
Mangel dadurch zu beheben, daß der Gesamt- 
tunnel (die Gesamteinhausung) nunmehr um die 
verschobenen 15 m verlängert wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 25. Juni 1996 

Die Entscheidung zur geringfügigen Abweichung von den im gericht- 
lichen Vergleich vorliegenden Plänen wurde von der zuständigen baye- 
rischen Straßenbauverwaltung getroffen, um den Belangen des Natur- 
schutzes besser Rechnung tragen zu können. 

Eine Verlängerung des ohnehin kaum überdeckten Tunnels ist weder aus 
ökologischen Gründen noch aus Rücksicht auf das Landschaftsbild erfor- 
derlich. 


50. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


51. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Mit welchen, die norddeutschen Küstenländer 
einbeziehenden Maßnahmen und Strategien will 
die Bundesregierung zu einem weiteren Abbau 
illegaler Öleinleitungen in Nord- und Ostsee evtl, 
durch eine kostenlose Altölentsorgung (z. B. 
Berücksichtigung in Hafengebühren) beitragen 
mit der Perspektive einer einheitlichen europäi- 
schen Lösung, so daß einseitige Wettbewerb sver- 
zerrungen zu Lasten der deutschen Häfen ver- 
mieden werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 27. Juni 1996 

Die Bundesregierung setzt sich im Zusammenwirken mit den für die 
Schiffsentsorgung in den Häfen zuständigen Küstenländern im Rahmen 
der Helsinki-Kommission und der Internationalen Nordseeschutz Konfe- 
renz dafür ein, daß einheitliche Grundsätze für die Schiffsentsorgung in 
Nord- und Ostsee geschaffen werden. Sie verfolgt dabei folgende Ziel- 
setzungen: 
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- Schaffung leistungsfähiger und kostengünstiger Entsorgungsmöglich- 
keiten in den Häfen, 

- Unterbindung der illegalen Entsorgung auf See durch Verbesserung 
des Informationsaustausches zwischen den Häfen über unterbliebene 
Abgaben von Ölrückständen, 

- grenzüberschreitende Vereinheitlichung der finanziellen Abwicklung 
der Schiffsentsorgung auf der Grundlage einer verursachergerechten 
Zuordnung der Kosten, losgelöst vom einzelnen Entsorgungsvorgang, 

- Verhinderung von Wettbewerbsverzerrungen zum Nachteil deutscher 
Häfen. 

Im Rahmen einer Arbeitsgruppe unter der Leitung Schleswig-Holsteins 
werden zur Zeit von Vertretern der Bundesregierung, der Küstenländer 
und der Wirtschaft gemeinsame Vorschläge für die technischen und finan- 
ziellen Rahmenbedingungen der Schiffsentsorgung erarbeitet. Zugleich 
unterstützt die Bundesregierung die Bemühungen der EU-Kommission 
um eine europaweite Regelung. 


52. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(PDS) 


Wie will die Bundesregierung bei den Verhand- 
lungen über einen Binnenschiffahrtsvertrag zwi- 
schen der EG-Kommission und den vier MOE- 
Staaten Polen, Tschechien, Slowakei und Ungarn 
sicherstellen, daß die bestehenden bilateralen 
Verträge weiterlaufen, insbesondere in der Frage 
der 50 : 50 Ladungsbeteiligung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 24. Juni 1996 

Bei den Verhandlungen über einen Binnenschiffahrtsvertrag zwischen 
der EG-Kommission und den vier MOE-Staaten Polen, Tschechien, 
Slowakei und Ungarn sind entsprechend einer deutschen Forderung für 
eine Übergangszeit bis zum Jahre 2000 im Wechselverkehr zwischen 
deutschen Binnenhäfen und denen der vier MOE-Staaten eine Ladung- 
saufteilung zu gleichen Teilen und Festfrachten in das Abkommen aufge- 
nommen worden. Damit soll den immer noch ungleichen Wett- 
bewerbsverhältnissen zwischen den westeuropäischen Binnenschiffahr- 
ten und denen der vier MOE-Staaten Rechnung getragen werden. Inso- 
weit ergeben sich im Verhältnis zu diesen Staaten und den mit ihnen noch 
bestehenden bilateralen Verträgen keine Veränderungen. 


53. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(PDS) 


Wie soll in der vorgesehenen Übergangszeit die 
Teilnahme der übrigen EU-Staaten am Wechsel- 
verkehr organisiert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 24. Juni 1996 

Der bisher der deutschen Binnenschiffahrt vorbehaltene hälftige Ladungs- 
anteil wird auch den anderen westeuropäischen Binnenschiffahrtsunter- 
nehmen zugänglich sein, die zu gleichen Bedingungen an diesen Wech- 
selverkehren teilnehmen können. Eine quotenmäßige Aufteilung dieses 
Ladungsanteils zwischen den EU-Staaten sieht der Abkommensentwurf 
nicht vor. 
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54. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(PDS) 


Auf welcher gesetzlichen Grundlage soll in den 
übrigen EU-Staaten die Einhaltung der festge- 
setzten Tarife überwacht werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 24. Juni 1996 

Die übrigen EU-Staaten kennen das Institut der Frachtenüberwachung, 
wie sie in der Bundesrepublik Deutschland besteht, nicht. Die sich daraus 
ergebenden Probleme werden sowohl national mit dem Binnenschiff- 
fahrtsgewerbe als auch mit der EG -Kommission noch erörtert. 


55. Abgeordneter 

Alfred 

Hartenbach 

(SPD) 


Um welchen Betrag wurden die Bundesmittel für 
den Fernstraßenbau an das Land Hessen im Jahre 
1996 gekürzt, und verzögert sich dadurch der Bau 
der Ortsumgehungen B 251 Wolf hagen/Istha und 
B 252 Arolsen/Helsen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 20, Juni 1996 

Im laufenden Haushaltsjahr 1996 wurden bisher keine Bundesfernstra- 
ßenmittel für das Land Hessen gekürzt. 

Einer zeitnahen Fertigstellung der beiden Straßenbaumaßnahmen B 251, 
Ortsumgehung Wolf hagen/Istha und B 252, Ortsumgehung Arolsen/ 
Helsen und Arolsen steht nichts entgegen. 


56. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung grundsätzlich eine 
ökologisch relevante Verantwortung der Bundes- 
wasserstraßenverwaltung für Biotope, die an und 
in Bundeswasserstraßen entstanden sind, als 
gegeben an, und inwieweit wird sichergestellt, 
daß Belange des Naturschutzes in diesen Fällen 
beachtet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 24. Juni 1996 

Die Verwaltungskompetenz des Bundes für Bundeswasserstraßen ist nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts beschränkt auf die 
Bundeswasserstraßen „als Verkehrswege", also auf diese Gewässer „in 
ihrer Verkehrsfunktion". Der Bund ist zu Verwaltungsmaßnahmen nur 
insoweit befugt, als deren „Zweckbestimmung erkennbar auf dem Gebiet 
des Verkehrs" liegt. Daraus folgt, daß die Wasser- und Schiffahrtsverwal- 
tung des Bundes keine Verwaltungskompetenz besitzt für Maßnahmen 
mit selbständiger Zweckbestimmung auf dem Gebiet des Naturschutzes. 
Entsprechendes gilt für die Finanzierungszuständigkeit. 

Eine ökologische Verantwortung der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
des Bundes für Biotope in und an Bundeswasserstraßen kommt nur dann 
in Betracht, wenn diese im Rahmen von Planfeststellungsverfahren für 
den Neu- oder Ausbau von Bundeswasserstraßen als Ausgleich oder 
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Ersatz für Eingriffe vorgesehen sind. Die ordnungsgemäße Herstellung 
der planfestgestellten Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen wird von der 
zuständigen Planfeststellungsbehörde überwacht, die sich in der Regel 
mit den zuständigen, auch bereits im Planfeststellungsverfahren beteilig- 
ten Naturschutzbehörden abstimmt. Spätere Unterhaltungsmaßnahmen 
erfolgen ebenfalls in Abstimmung mit den zuständigen Naturschutzbe- 
hörden. 


57. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Wo sieht die Bundesregierung konkrete Ansatz- 
punkte im Hinblick auf die bindende Wirkung 
und Reichweite der einschlägigen Rechtsvor- 
schriften (Bundeswasserstraßen- und Natur- 
schutzgesetz), die Beachtung und Durchführung 
von Naturschutzaufgaben mit Blick auf die „Alte 
Fahrt" des Dortmund-Ems-Kanals, der sich nach 
Stillegung für den allgemeinen Schiffsverkehr zu 
einem Biotop entwickelt hat, dem zuständigen 
Bundeswasserstraßenamt in eigener Regie zuzu- 
weisen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 24. Juni 1996 

Die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes hat keine Kompetenz 
zur Durchführung von eigenständigen Naturschutzaufgaben. Sie ist eine 
Verkehrsverwaltung, die im Rahmen dieser Zuständigkeit gemäß den 
einschlägigen Rechtsvorschriften Naturschutzbelange lediglich zu beach- 
ten hat. Eine Förderung oder Verbesserung des ökologischen Zustandes 
der Bundeswasserstraßen gehört nicht zu ihren Aufgaben. Im übrigen 
wird auf den ersten Teil der Antwort zu Frage 56 verwiesen. 


58. Abgeordneter 
Christian 
Sterzing 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie teilen sich die 23,98 Mrd. DM, die als 
Gesamtkosten für die private Vorfinanzierung 
von zwölf Straßenbauprojekten plus der ICE- 
Trasse Nürnberg — München angesetzt sind, auf 
in Investitionskosten und Finanzierungskosten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 19. Juni 1996 


Die Investitionskosten der zwölf privat vorzufinanzierenden Pilotprojekte 
im Zuge von Bundesfernstraßen belaufen sich derzeit (Stand: Juni 1996) 
auf rd. 4,5 Mrd. DM (reine Baukosten). Angaben zu den Finanzierungs- 
kosten können wegen deren Zinsabhängigkeit nur auf der Basis der der- 
zeitigen Zinskonditionen gemacht werden. Sie differieren je nach Bauzeit 
der einzelnen Maßnahmen und betragen nach derzeitigem Stand im Mit- 
tel knapp 40% der Baukosten bei einer Rückzahlungszeit von 15 Jahren. 

Das privat vorzufinanzierende Schienenprojekt weist Baukosten in Höhe 
von rd. 4 Mrd. DM auf. Gemäß § 29 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1996 
dürfen die Gesamtkosten bis zu 15,6 Mrd. DM betragen. Sie setzen sich 
zusammen aus Kosten der Kreditverpflichtung einschl. Zinsen, die dem 
Bund in jährlichen Raten bis zu 622 Mio. DM bei einer Rückzahlungszeit 
von 25 Jahren gezahlt werden (Stand: Juni 1996). 
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59. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Wie steht die Bundesregierung zur Ausschrei- 
bung der Deutschen Bahn AG der Baugrubenab- 
dichtung am Leipziger Hauptbahnhof, wonach 
2000 mittels „Weichgelinjektion" ausge- 
schrieben wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 14. Februar 1996 


Die Ausschreibung ihrer Bauvorhaben führt die Deutsche Bahn AG in 
eigener unternehmerischer Verantwortung durch. Vor diesem Hinter- 
grund entzieht sich die Entscheidung für ein bestimmtes Bauverfahren 
einer Bewertung durch das Bundesministerium für Verkehr. 


60. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Wolf 

(PDS) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob derzeit ein 
Marktforschungsinstitut im Auftrag der Deut- 
schen Bahn AG oder im Auftrag eines mit dieser 
verbundenen Unternehmens Befragungen unter 
Bahnreisenden auf der Verbindung Hamburg — 
Berlin bzw. Berlin — Hamburg zum Thema Mag- 
net(schwebe)bahn/Transrapid durchführt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 24. Juni 1996 


In Ergänzung der laufenden Arbeiten zur Vorbereitung des Transrapid 
(u. a. Verkehrsprognose, Wirtschaftlichkeitsuntersuchung) wird im Raum 
Hamburg — Berlin bei einer Stichprobe von Reisenden in dieser Relation 
im Zeitraum von Mitte Juni bis Anfang Juli eine Befragung über ihre 
Reisen und ihre Beweggründe bei der Verkehrsmittelwahl durchgeführt. 
Die Arbeiten stehen unter der Aufsicht einer Arbeitsgruppe aus Industrie- 
vertretern, Deutsche Bahn AG, Banken und dem Bundesministerium 
für Verkehr. Mit der Durchführung der Arbeiten ist die Firma Simon, 
Kucher & Partner beauftragt. 


61. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Wolf 

(PDS) 


Trifft es zu, daß die Interviewer mit Freifahrt- 
scheinen des Unternehmens Deutsche Bahn AG 
unterwegs sind und daß die Zugbegleiter der 
Deutschen Bahn AG angewiesen sind, diese in 
ihrer Tätigkeit zu unterstützen, und wenn nicht, 
wer finanziert wie die Kosten dieser Fahrgastbe- 
fragung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 24. Juni 1996 


Den zur Erhebung eingesetzten Personen werden sogenannte „Zähler- 
ausweise" durch die Deutsche Bahn AG zur Verfügung gestellt, die zur 
Benutzung der Züge auf der Befragungsstrecke ausschließlich zur Durch- 
führung der Befragung berechtigen. Die Reisenden werden während der 
Bahnfahrt über die Lautsprecheranlage in geeigneter Weise auf die Befra- 
gung hingewiesen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


62. Abgeordneter 

Tilo 

Braune 

(SPD) 


Welche Ergebnisse des Forschungsfeldes „Expe- 
rimenteller Wohnungs- und Städtebau" „Schad- 
stoffminderung im Städtebau", und welche Lö- 
sungsansätze zur Minimierung von C02-Emissio- 
nen, beispielsweise beim Modellvorhaben 
Greifswald, wird die Bundesregierung im Hin- 
blick auf eine breite Übertragbarkeit weiterver- 
folgen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 25. Juni 1996 


Als Beitrag zur Klimaschutzpolitik der Bundesregierung werden vom Bun- 
desministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau im Rahmen 
des Ressortforschungsprogramms „Experimenteller Wohnungs- und 
Städtebau" integrierte Konzepte von Siedlungs-, Gebäude- sowie Versor- 
gungs- und Verkehrsplanung unter dem Oberziel der C02-Minderung 
entwickelt und erprobt. Dabei stehen Überprüfung und Weiterentwick- 
lung der relevanten Rahmensetzungen des Bundes in Städtebau und 
Wohnungswesen sowie die konzeptionelle Zusammenführung und breite 
Umsetzung der verschiedenen planerischen und bautechnischen Einzel- 
maßnahmen zugunsten einer erhöhten Energieeinsparung im Mittel- 
punkt. 

Das Forschungsfeld umfaßt zwölf Modellvorhaben, gegliedert in die 
Schwerpunktbereiche 

- Neubausiedlungen, 

- Block-, Zeilenbebauung, 

- historischer Stadtkern, 

- dörfliche Bebauung. 

Für jeden dieser Schwerpunktbereiche gilt, daß sich die Maßnahmen zur 
Schadstoffminderung auf die Bereiche der Wärmeversorgung, d. h. der 
Raumwärme- und Warmwasserversorgung, der elektrischen Energiever- 
sorgung und des Verkehrs, konzentrieren. In diesen Bereichen ist die 
Reduktion des Energieverbrauchs und der Schadstoffemissionen am 
stärksten an räumliche Rahmenbedingungen gekoppelt. Siedlungsstruk- 
tur und Raumnutzung sind deshalb in jedem dieser Schwerpunktbereiche 
Ansatzpunkt für eine langfristige Minderung energetischer Nachfrage- 
steigerung und gleichzeitig Ansatzpunkte für die Förderung von räum- 
lichen Rahmenbedingungen, die die Schadstoffminderung auch durch 
Einsatz neuer, effizienzsteigernder Techniken verbessern helfen. 

Die Durchführungsphase des Forschungsfeldes erstreckt sich auf drei 
Jahre, beginnend Oktober 1994 und endend September 1997. Daran 
schließt sich die Auswertung und Aufbereitung der Forschungsergebnisse 
an (Auswertungsphase), die bis spätestens April 1998 abgeschlossen sein 
soll. 
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Das Modellvorhaben Greifswald ist dem Schwerpunkt „Neubausiedlung" 
zugeordnet. Am Beispiel eines leerstehenden Plattenbaues mit 60 Woh- 
neinheiten soll die Entwicklung und Umsetzung innovativer Verfahren 
und Maßnahmen zur umfassenden Minderung energiebedingter Emissio- 
nen gezeigt werden. Über die vorwiegend gebäudeorientierten Muster- 
maßnahmen hinaus soll für die gesamte Großsiedlung ein planerisches 
Nachbesserungskonzept entwickelt werden. Dieses Konzept soll exem- 
plarisch darstellen, wie die Schadstoffminderungsbilanz über Maßnah- 
men und Eingriffe, die die Baudichte, die Nutzungsstruktur und das Ver- 
kehrs- und stadtfunktionale Gefüge verändern, verbessert werden kann, 

Basis für die Auswahl des Modellvorhabens Greifswald war der Aspekt 
der Übertragbarkeit gewonnener Erkenntnisse und Erfahrungen auf sied- 
lungsstrukturell vergleichbare Fallgestaltungen. Nach dem gegenwär- 
tigen Stand der Bearbeitung kann davon ausgegangen werden, daß die 
Forschungsergebnisse diesen Anspruch erfüllen. 


63. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Hendricks 

(SPD) 


Treffen Informationen der kommunalen Spitzen- 
verbände zu, nach denen die Bundesregierung 
beabsichtigt, ab 1997 alle Fördermittel für den 
Städtebau zu streichen, und welche Folgen er- 
wartet die Bundesregierung bejahendenfalls für 
die Investitionsfähigkeit der Kommunen und die 
Investitionstätigkeit von Privaten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 20. Juni 1996 

Die Bundesregierung hat keine Pläne, die Mittel für die Städtebauförde- 
rung zu streichen. Die Festsetzung der Höhe der Bundesfinanzhilfen zur 
Städtebauförderung im Jahre 1997 bleibt den endgültigen Entscheidun- 
gen der Bundesregierung und des Deutschen Bundestages Vorbehalten. 


64. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Verfahren 
„Weichgelinjektion" (auf der Basis Wasserglas, 
Natrium- Aluminat- Lösung) zur horizontalen 
Abdichtung von Baugruben hinsichtlich seiner 
Umweltverträglichkeit? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 9. Februar 1996 


Anforderungen an Bauprodukte und -verfahren hinsichtlich Hygiene, 
Gesundheit und Umweltschutz werden im genanntem Falle nach den 
Bauordnungen der Bundesländer gestellt in Verbindung mit § 5 Abs. 1 des 
Bauproduktengesetzes. Es dürfen nur solche Stoffe zur Anwendung 
gelangen, die bauordnungsrechtlich von den Ländern, z. B. über eine 
Zulassung des DIfB (Deutsches Institut für Bautechnik) , Berlin, zugelassen 
sind. Dies gilt auch für Materialien, die im Zusammenhang mit „Weich- 
gelinjektionen" zur Anwendung kommen. 

Bei „Weichgelinjektionen" besteht das Injektionsgut aus Wasserglas, 
Natrium- Aluminat und Wasser. Je nach chemischer Zusammensetzung 
des Grundwassers und des Bodens treten in unmittelbarer örtlicher und 
zeitlicher Nähe des Injektionsvorganges Reaktionen auf, die im Regelfall 
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bei sachgerechter Anwendung des Verfahrens als unbedenklich angese- 
hen werden können. Zu beachten ist der zeitlich befristete hohe Anstieg 
des pH-Wertes in unmittelbarer Umgebung des Injektionskörpers. Nach- 
teile für das Grundwasser können aber durch geeignete Vorkehrungen, 
die eine Eintragung in den Grundwasseraquifer verhindern (z. B. tief ge- 
gründete Schlitzwände), in Verbindung mit Beobachtungsbrunnen kon- 
trolliert vermieden werden. 

Da die Beurteilung der Umweltverträglichkeit des Verfahrens von den ört- 
lich vorliegenden Umgebungsparametern abhängig ist, kann nur jede 
Maßnahme im Einzelfall für sich bewertet werden. 


65. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Wie kontrolliert die Bundesregierung in der 
Praxis die Anwendung/Nichtanwendung des 
Verfahrens „Weichgelinjektion"? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 9. Februar 1996 


Das Zulassungsverfahren für Weichgele unterliegt, wie oben ausgeführt, 
der Zuständigkeit der Bundesländer. 

Die Bundesregierung hat bereits im Jahre 1995 Fragen zur Wirkung von 
Baustoffen auf die Gewässer aufgegriffen und in Verbindung mit eigenen 
Baumaßnahmen an das DIfB herangetragen. 

Bei Baumaßnahmen des Bundes kommen nur bauordnungsrechtlich 
zugelassene Baustoffe zur Anwendung. Die Auflagen in rechtskräftigen 
wasserrechtlichen Genehmigungen finden Beachtung. Sollte darüber hin- 
aus bei einer Bundesbaumaßnahme ein begründeter Verdacht hinsicht- 
lich einer Grundwassergefährdung bestehen, wird die Bundesregierung 
in Ausübung ihrer Fachaufsicht als oberste technische Instanz unter Betei- 
ligung der zuständigen Wasserbehörde alle Maßnahmen ergreifen, damit 
Gefährdungen des Grundwassers vermieden werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung, 
Wissenschaft, Forschung und Technoiogie 


66. Abgeordnete 

Elisabeth 

Altmann 

(Pommelsbrunn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie schätzt die Bundesregierung die im zwischen 
Bund und Ländern gefundenen BAföG-Kompro- 
miß vorgesehene verzinste Darlehensregel für 
Studentinnen und Studenten oberhalb der Förde- 
rungshöchstdauer bzw. der Regelstudienzeit in 
ihren Auswirkungen auf den Studienabschluß 
ein? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 24. Juni 1996 


Die Bundesregierung erwartet von der Einführung eines verzinslichen 
Bankdarlehens in den Fällen der Ausbildungsförderung für ein Zweit- 
studium, für ein anderes Studium nach einem Fachrichtungswechsel, der 
Ausbildungsförderung über die Förderungshöchstdauer hinaus und der 
Studienabschlußförderung, daß die Studierenden in noch stärkerem Maße 
dazu angehalten werden, ihr Studium planvoll anzulegen und zügig 
durchzuführen. Negative Auswirkungen auf den Studienabschluß sind 
kaum zu erwarten, da die Neuregelung nur überschaubare Studien- 
abschnitte jenseits der Grenze der Förderungshöchstdauer betrifft. 


67. Abgeordnete 

Elisabeth 

Altmann 

(Pommelsbrunn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung daß 
der gefundene Kompromiß gerade einkommens- 
schwächere Studentinnen und Studenten dazu 
zwingt, entweder bei Verzicht auf das BAföG in 
der Examenszeit berufstätig zu sein, oder bei Be- 
zug eines verzinsten BAföG sich höher zu ver- 
schulden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 24. Juni 1996 


Die Bundesregierung rechnet nicht damit, daß die Einführung des verzins- 
lichen Bankdarlehens zu einer verstärkten Erwerbstätigkeit von Studen- 
tinnen und Studenten in der Examensphase führen wird. Da die Förde- 
rungsbedingungen im Grundstudium unverändert bleiben, müssen sich 
die Studierenden nur für verhältnismäßig kurze Zeiträume auf eine Förde- 
rung in Form verzinslicher Volldarlehen einstellen. Die daraus resultie- 
rende Belastung ist für angehende Akademiker, deren Berufsaussichten 
deutlich besser sind als die des Durchschnitts der Bevölkerung, hinnehm- 
bar. Zwar wird sich die ausbildungsbedingte Verschuldung dieser Per- 
sonengruppe etwas erhöhen; dies ist angesichts der angespannten Haus- 
haltstage jedoch als vertretbarer Beitrag zu den Ausbildungskosten anzu- 
sehen. 


68. Abgeordnete Wie hoch schätzt die Bundesregierung das finan- 

Elisabeth ziehe Einsparpotential des gefundenen Kompro- 

Altmann misses? 

(Pommelsbrunn) 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 24. Juni 1996 


Nach Einschätzung der Bundesregierung sind von 1996 bis 1999 Ein- 
sparungen von über 1 Mrd. DM für Bund und Länder zu erwarten; davon 
werden rd. 400 Mio. DM für Leistungsverbesserungen beim BAföG, ins- 
besondere die Anhebung der Freibeträge um 3% eingesetzt werden. Die 
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restlichen Mittel, mehr als 600 Mio. DM, sollen nach den zwischen Län- 
dern und Bund getroffenen Vereinbarungen schwerpunktmäßig für die 
Verbesserung der Studienbedingungen an den Hochschulen verwendet 
werden. 


Bonn, den 28. Juni 1996 
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